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Von der «Cloakenfrage»
zur Schwemmkanalisation
Die Abwasserentsorgung in der Stadt Bern
1850–1900

Ruth Stalder

1. Einleitung

Anfang Februar 1870 informierte Stadtschreiber Ernst Wyss in einem Arti-
kel im «Bund», dass seit einigen Jahren ein Streit über zwei neue Abortsys-
teme im Gang sei: «Das eine ist das sogenannte Schwemmsystem, in einem
grösseren Theil der eigentlichen Stadt von Alters her durch Cloaken (sog.
Ehgräben) bereits eingeführt. Dieses System, beziehungsweise der theilweise
mangelhafte Zustand der sich daran knüpfenden Aborteinrichtungen, wird
von einem Theile derjenigen Männer, welche sich vornehmlich mit sanitari-
schen Studien und Bestrebungen abgeben [...] heftig bekämpft und als un-
zweckmässig und verderblich geschildert und dafür die Einführung des Ton-
nen- oder Kübelsystems [...] als einzig rationellen und nach jeder Richtung
besten angesehenen Systems lebhaft befürwortet.» Weiter hielt Wyss der Le-
serschaft die Handlungsbereitschaft des Gemeinderates vor Augen: «Wir
können nun aber mit Bestimmtheit versichern, dass die Gemeindsbehörden
das Studium der Canalisations- und Cloakenfrage mit vollem Ernst an die
Hand genommen haben, dass dieses Studium auch schon weit vorgerückt
ist, und der Gemeinderath in nicht allzu ferner Zeit im Falle sein wird, Be-
schlussesanträge an die Gemeinde formuliren zu können.»1

Im Gegensatz zu heute war um 1870 die Entsorgung der Fäkalien durch
eine unterirdische Schwemmkanalisation noch keine Selbstverständlichkeit,
sondern stand mit anderen Lösungsansätzen im Wettstreit. Die wissen-
schaftlichen Lehrmeinungen über die medizinisch und hygienisch richtige
Fäkalienentsorgung waren ebenfalls noch nicht gefestigt. Worum es bei der
«Canalisations- und Cloakenfrage» in der Stadt Bern genau ging, weshalb
die Frage nach dem richtigen Entsorgungssystem gerade im Jahr 1870 be-
sonders heftig diskutiert wurde und welchen Entscheid die Gemeinde fällte,
zeigt der vorliegende Artikel.2

Mit der Zunahme der Stadtbevölkerung ergaben sich für die Stadt Bern
verschiedene Versorgungs- und Entsorgungsprobleme. Bis in die 1860er-
Jahre konzentrierte sich die Wohnbevölkerung in der baulich verdichteten
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Innenstadt. Danach dehnten sich die Wohngebiete allmählich ausserhalb der
Stadtmauern aus.3 Schwierigkeiten boten dabei nicht nur die Abwasserent-
sorgung, sondern auch der Strassenbau, die Versorgung mit Trinkwasser, die
Normierung der Bautätigkeit in der Stadt, die Erschliessung der neu entstan-
denen Quartiere mit Brücken sowie die Regelung von gewerblichen Tätig-
keiten, welche starke Immissionen verursachten. Dazu gehörten insbesondere
der Betrieb von Lumpen- und Knochenmagazinen und die Abfallbeseitigung.

Was die Lösung der Abwasserentsorgungsfrage anbelangt, lässt sich im
Verlauf des 19. Jahrhunderts europaweit ein ähnliches Entwicklungsmuster
feststellen: Die bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts in den Städten angewand-
te Abwasserentsorgung war zunehmend überlastet und stiess an Kapazitäts-
grenzen. Aus undichten oder überfüllten Senkgruben versickerten Fäkalstof-
fe in den Boden und führten zu Trinkwasserverunreinigungen, die häufig
Epidemien verursachten. Die epidemisch auftretenden Krankheiten und
neue Wertvorstellungen gegenüber den Fäkalstoffen stellten das bisherige
System in Frage. In der Folge wurden neue technische Lösungen entwickelt
und diskutiert: Pumpen zur Entleerung der Abtrittgruben, das Kübelsystem,
das Divisorensystem, das System Liernur und die Schwemmkanalisation.4

Diese verschiedenen Systemvarianten standen in Konkurrenz zueinander.
Längerfristig konnte sich die Schwemmkanalisation durchsetzen. Der Ent-
scheid zugunsten der Kanalisation brachte einen flächendeckenden Ausbau
des Kanalnetzes im gesamten Stadtgebiet in Gang. Diese erste Phase war
aber nur ein erster Schritt zu einer umfassenden Problemlösung. Die
Schwemmkanalisation verbesserte zwar die Abwasserentsorgung in den
Städten, bewirkte jedoch eine zunehmende Gewässerverschmutzung. Mit
der Suche nach Massnahmen gegen die Flussverunreinigung und mit der
Diskussion über die «Selbstreinigungskraft» der Flüsse setzte eine neue Pha-
se ein, die technisch gesehen mit der Konstruktion von Rieselfeldern bereits
Ende des 19. Jahrhunderts begann und bei den heutigen Kläranlagen endete.
Dieses System stösst heute erneut an Grenzen, wie etwa die Bodenverunrei-
nigung durch Klärschlamm zeigt. An diesem Punkt könnte eine weitere Ent-
wicklungsphase einsetzen.

Der vorliegende Artikel beschränkt sich auf die erste Phase der Prob-
lemlösung und beschreibt in Anlehnung an das europäische Entwicklungs-
muster die verschiedenen Entwicklungsschritte der Abwasserentsorgung in
der Stadt Bern, beginnend mit der Destabilisierung der seit dem Mittelalter
bis ins 19. Jahrhundert hinein bestehenden Abwasserentsorgung, gefolgt
von der Systemdiskussion und -wahl. Die ersten beiden Schritte werden aus-
führlich erläutert, die Umsetzung der Schwemmkanalisation wird am
Schluss nur noch kurz umrissen.

Die Schwemmkanalisation wird gemäss Susanne Hauser als eine «mit
ingenieurtechnischen Mitteln, hohem Kapitaleinsatz aus öffentlichen Gel-
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Technische Lösungen der Abwasserentsorgung

Abtrittpumpe

Als Ersatz für die mühsame und übelriechende Leerung der Gruben von Hand mit Schöpf-
kellen und Kübeln wurden im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts fahrbare muskel- oder
dampfbetriebene Saug- oder Druckpumpen entwickelt, die den Grubeninhalt über Schläu-
che in Tankwagen beförderten.

Tonnen- oder Kübelsystem, «Fosses mobiles»

Das Tonnensystem war in Frankreich seit Ende des 18. Jahrhunderts in Gebrauch. Die
Abtrittröhren mündeten bei diesem System in fassförmige Tonnen, die regelmässig ausge-
wechselt und abtransportiert werden mussten. Die gesammelten, weder durch Küchenab-
wässer noch durch Spülwasser verdünnten Fäkalstoffe fanden als Dünger in der Landwirt-
schaft Verwertung.

Divisorensystem oder «Fosses mobiles à diviseur filtrant à l’égout»

Die in den bernischen Quellen als Divisorensystem bezeichnete Abwasserentsorgung war
eine Weiterentwicklung des Tonnensystems. Die Kübel wurden mit einem Siebeinsatz und
einem Anschluss an die Kanalisation versehen. In den Behältern wurden nur noch die festen
Stoffe zurückgehalten, die flüssigen Stoffe wurden in die Kanalisation abgeleitet. Damit
wurde eine bessere Kompatibilität des kübelweisen Abfuhrsystems mit stark verwässertem
Abwasser erreicht, so etwa nach Einführung von Wasserklosetts oder nach dem Anschluss
an Wasserleitungsnetze. Die Tonnen mussten weniger häufig ausgewechselt werden, der
Transportaufwand sank, der – wenn auch leicht verdünnte – Fäkaldünger stand weiterhin
zur Verfügung, und die Kanalisation wurde von den festen Stoffen, die die Kanäle ver-
schlammen konnten, entlastet. Das Divisorensystem wurde in der Schweiz 1867 in Zürich
nach Pariser Vorbild eingeführt und bestand dort bis in die 1930er-Jahre.

Pneumatische Kanalisation nach Liernur

Beim pneumatischen System des niederländischen Ingenieurs Charles Liernur (1828– 1893)
wurden die Fäkalien über Rohrleitungen mittels einer Vakuumpumpe in Zwischenreser-
voirs abgesaugt. Eine zentrale Dampfpumpe beförderte die Exkremente von dort in den
Haupttank. Das System kam nie über den versuchsweisen Betrieb hinaus. Versuchsbetriebe
in den Städten Hanau, Prag, Leiden, Dordrecht und Amsterdam zeigten, dass diese Tech-
nologie äusserst aufwändig und störungsanfällig war.

Schwemmkanalisation

Die Entsorgung des Abwassers durch offene oder unterirdische Kanäle war seit der Antike
bekannt. Mitte des 19. Jahrhunderts begann jedoch erstmals, von England ausgehend, der
planmässige, gesamtstädtische Bau solcher Anlagen mit Hauptsammelkanälen auf öffent-
lichem Boden und Zuleitungen zu den privaten Häusern. Die Abtritte wurden an das
gesamtstädtische Netz angeschlossen und die Fäkalstoffe in das nächstgelegene Fliessge-
wässer oder auf Rieselfelder abgeleitet. Um eine ideale Fliessgeschwindigkeit zu erreichen
und um Verstopfung und Verschlammung der Kanäle zu verhindern, wurde die Kanalbau-
technik laufend verbessert. So verwendete man etwa eiförmige Kanalprofile und spezielle
Spülwasserzuleitungen, die in Bern Dolen hiessen.



164

dern, hohem Energieeinsatz, [...] dem wissenschaftlichen Stand entsprechen-
de, zentral initiierte, verwaltete und gesteuerte – und in diesen Eigenschaften
geplante Anlage zur Stadtreinigung»5 verstanden und kann in Anlehnung an
Begrifflichkeiten von Thomas P. Hughes als «grosstechnisches System» be-
zeichnet werden.6

2. Grenzen der mittelalterlichen Abwasserentsorgung

Ab der Mitte des 19. Jahrhunderts setzte in Bern allmählich ein Umdenken
in Sachen Abwasserentsorgung ein, ausgelöst durch Epidemien und neue
Wertvorstellungen gegenüber Fäkalien und Schmutz. Eine wichtige Rolle
kam dabei der Hygienebewegung und ihren Vertretern zu, beteiligten sich
doch gerade die Hygieniker rege an der Diskussion über mögliche und hygie-
nisch richtige Entsorgungstechniken und forderten den Ausbau der Wasser-
versorgung und Abwasserentsorgung in der Stadt Bern.

Abwasserentsorgung bis Mitte des 19. Jahrhunderts

Vor 1860 besass die Stadt ein gut funktionierendes Abwasserentsorgungs-
system. Parallel zu den Hauptgassen und auf der Rückseite der Häuser an-
gelegte Ehgräben – auch Kloaken oder Abzugsgräben genannt – führten Ab-
fälle und Abwässer aus der Stadt in die Aare, indem sie regelmässig mit
Stadtbachwasser gespült wurden. Als Verbindungskanäle zwischen Stadt-
bach und Ehgräben dienten Spüldolen, welche nur für den Durchfluss von
Wasser konzipiert waren. Gemäss einem Stadtplan von 1879, der zwischen
«alten» und «seit 1872 neu erstellten» Kloaken unterschied, war der unters-
te Teil der Altstadt bis zum Zeitglockenturm bereits vor 1872 gut mit Eh-
gräben erschlossen. Zwischen Zeitglocken- und Käfigturm war die Er-
schliessung lückenhafter und weniger dicht, oberhalb des Käfigturms fanden
sich nur noch einzelne Kanalstücke. Da eine Abdeckung der Gräben durch
die Behörden nicht vorgeschrieben war, dürften die meisten Ehgräben zu
dieser Zeit noch offen gewesen sein.

Kurz vor der Einmündung der Ehgräben in die Aare befanden sich Mo-
rastsammler, die den Schlamm der Ehgräben zurückhielten und in denen sich
Feststoffe absetzten, welche schliesslich als Dünger verwertet wurden. Mo-
rastsammler gab es beispielsweise an der Langmauer, im Marzili oder am
Abhang hinter dem Waisenhaus (heute Polizeikaserne). Das mit tierischen
und menschlichen Fäkalien angereicherte Ehgräbenabwasser wurde gefil-
tert, bevor es in die Aare gelangte. Dabei stand nicht die Reinhaltung des
Aarewassers im Vordergrund, sondern die Nutzung des Schlamms als Dün-
gemittel. Bis in die 1860er-Jahre hinein waren Morastsammler eine Gewinn
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bringende Anlage. Ursprünglich waren sie von der Gemeinde zur Bewirt-
schaftung in Pacht an Private abgegeben worden. Im Morastsammler an der
Langmauer sedimentierten sich beispielsweise jährlich 30 bis 36 Klafter (zir-
ka 100 Kubikmeter) Schlamm, der 1862 einen Ertrag von 30 Franken pro
Klafter abwarf.7

Häuser, die ihr Abwasser nicht in einen Ehgraben ableiten konnten, be-
sassen Abtrittgruben, auch Senk-, Dünger- oder Jauchegruben beziehungswei-
se -kasten genannt. Seit Beginn des 19. Jahrhunderts legte die Stadt in Regle-
menten und Verordnungen fest, wie beim Bau, bei der Abdeckung und der
Entleerung der Gruben vorzugehen sei. Der Hauptzweck dieser Regelungen
war, die Geruchsbelästigung für die Anwohner gering zu halten. So schränkten
die Behörden wiederholt die Grubenentleerungs- und Abfuhrzeiten ein, wie
das folgende Zitat aus der Debatte des Gemeinderates von 1872 zeigt: «Mit
Rücksicht sowohl auf die Salubrität der Stadt als den öffentlichen Anstand
erweist sich indessen obige Zeitbestimmung [...] je länger je mehr als ungenü-
gend.» Mit der «Zeitbestimmung» war die seit 1839 bestehende zeitliche Ein-
schränkung der Schlammabfuhr gemeint. Diese war nur morgens vor 7 Uhr
und abends nach 19 Uhr erlaubt. Um «die Gesichts- und Geruchs-Organe»
der Stadtbevölkerung besser vor den Ausdünstungen zu schützen, wurden die
Abfuhrzeiten ab 1872 morgens um eine Stunde vorverlegt.8

Abb. 1 Die schematische Darstellung der Altstadt basiert auf einem Plan von 1879. Fett
markiert sind alle vor 1872 bestehenden Ehgräben, die insgesamt acht Kilometer lang
waren und alle in die Aare einmündeten.
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Abb. 2 Die Karikatur von 1850 illustriert den morgendlichen Abtransport der Fäkalien
aus der Stadt Winterthur. Deutlich sichtbar ist die geruchliche Belästigung der Stadtbevöl-
kerung. Herren mit Zylinder und Damen in bürgerlicher Kleidung halten sich die Nase zu,
während ländlich gekleidete Männer die Fäkalien in offenen Tragkübeln am Rücken aus
den Gruben tragen und in die bereit stehenden Jauchewagen leeren.
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Das bestehende System stösst an Kapazitätsgrenzen

Auslöser für die verstärkte Auseinandersetzung mit der Abwasserentsorgung,
aber auch der Trinkwasserversorgung bildeten in Bern die seit den 1830er-
Jahren auftretenden Epidemien. In Bern wurde die Choleragefahr wie in an-
deren europäischen Ländern in den 1830er-, 1850er- und 1860er-Jahren in
der Öffentlichkeit diskutiert. Im Unterschied zu anderen Städten in der
Schweiz und in Europa hatte Bern jedoch keinen einzigen Cholerafall zu
verzeichnen. Hingegen traten 1855, 1866/67 und 1873 Typhusepidemien
auf, hervorgerufen durch verunreinigtes Trinkwasser.

Als Reaktion auf die befürchteten Cholera- und die tatsächlichen Ty-
phusepidemien erliess der Gemeinderat vorbeugende Verhaltensregeln und
Massnahmen und setzte 1865 eine ständige Sanitätskommission ein, die
sich mit der Seuchenbekämpfung befasste und sich für eine öffentliche Ge-
sundheitspolitik einsetzte. Die Stadtbevölkerung wurde durch öffentliche
Bekanntmachungen im «Intelligenzblatt» über mögliche Gefahrenquellen
belehrt, wie «stagnirendes, faulendes Wasser; [...] offene Düngergruben und
Jauchetröge in der Nähe von Wohnungen, sowie von Brunnquellen, Brunn-
leitungen und Sodbrunnen; [...] unreinlich gehaltene Abtritte und nicht re-
gelmässig entleerte Abtrittskanäle; Ausdünstungen in Verwesung begriffener
thierischer Stoffe».9

Als umfassendste prophylaktische Strategie gegen die Cholera wurde
mehr Sauberkeit und die Reinhaltung von Boden, Luft und Wasser postu-
liert. Die geforderte Stadtreinigung sollte in erster Linie mit verbesserter
Wasserzufuhr, effizienterer Abwasserentsorgung, mit Verhaltensänderungen
seitens der Stadtbevölkerung und verstärkter Kontrolle und Reglementie-
rung durch die Behörden erreicht werden. Eine der ersten und wichtigsten
Massnahmen in diesem Zusammenhang war die Einführung des Hoch-
druckleitungsnetzes zur Trinkwasserversorgung. Wie hoch der Stellenwert
des Wassers als Mittel zur Reinigung und damit zur Verhinderung von
Krankheiten eingeschätzt wurde, zeigt ein Zitat aus dem Bericht des Ge-
meinderates über die Wasserversorgungsangelegenheit von 1867. Dieser be-
handelte, nebst der technischen Ausgestaltung und der Finanzierung des
Projekts, auch die «nützliche Verwendung» des Wassers nach Einführung
einer ausreichenden Wasserversorgung: «Die Reinlichkeit wird zunehmen
und nicht geringen Einfluss auf die Gesundheit der Bevölkerung ausüben. Es
ist Erfahrungssatz, dass tausend Dinge gereinigt werden, die jetzt be-
schmutzt liegen bleiben, und Auswurfstoffe können durch die Spülung besei-
tigt werden, während sie jetzt einen Herd für Krankheiten bilden können.
Namentlich für die bessere Einrichtung und Besorgung der Aborte wird die
Wasserversorgung wichtige Dienste leisten und benutzt werden. Durch Wa-
terclosets können die aufsteigenden Dünste verhindert werden in die Häuser
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einzudringen.»10 Obwohl sich die Stadtverwaltung seit den 1860er-Jahren
mit Fragen der Stadthygiene befasste und sich mit einer neuen Wasserversor-
gung auseinander setzte, unternahm sie bis Anfang der 1870er-Jahre nichts,
um die Abwasserentsorgung grundsätzlich neu zu konzipieren.

Fäkalien: Gefahrenherd statt Düngemittel

Die Propagierung vermehrter Sauberkeit als Mittel zur Seuchenprophylaxe
sensibilisierte die Bevölkerung gegenüber möglichen Krankheitsherden wie
offenen Senkgruben und Ehgräben und veränderte die Haltung gegenüber
menschlichen Fäkalien. Nach der Jahrhundertmitte waren diese immer we-
niger als Dünger geschätzt und galten immer mehr als Krankheitsherd, der
möglichst rasch aus der Stadt entfernt werden sollte. Die veränderte Einstel-
lung gegenüber den Fäkalien, die nun als gesundheitliche Gefahr galten,
kann für Bern anhand zweier Beispiele illustriert werden.

Der Verkauf des Düngers, der sich in den Morastsammlern abgelagert
hatte, wurde ab Mitte des 19. Jahrhunderts immer mehr vom Gewinn brin-
genden zum defizitären Geschäft. Der Gemeinderat setzte sich wiederholt
für die Aufhebung der Kästen ein, nachdem verschiedentlich in unmittelba-
rer Nähe davon Typhusepidemien ausgebrochen waren und deshalb eine
«sanitarische Schädlichkeit» der Sammler vermutet wurde. In den Akten des
Gemeinderates ist in den Jahren 1859 und 1866 eine Auseinandersetzung
zwischen dem Gemeinderat und dem Besitzer des Morastsammlers an der
Langmauer dokumentiert. Dabei ging es um die Aufhebung des Dünger-
kastens und gleichzeitig um die Entschädigung des Besitzers durch die Ge-
meinde, da dieser Einnahmeausfälle und Kosten für die Aufhebung des
Kastens geltend machte. Weil der Besitzer des Morastsammlers gleichzeitig
auch eine Liegenschaft in nächster Nähe besass, bestand ein erheblicher
Interessenkonflikt für ihn. Einerseits war er selbst an der Aufhebung des
Morastsammlers interessiert, weil dieser als Quelle für die im Gebiet der
Langmauer immer wieder auftretenden Typhusfälle galt und sich ungünstig
auf die Vermietung der Wohnungen auswirkte. Andererseits hatte er Geld in
den Kauf des Kastens investiert. Da er sich für die Aufhebung engagierte,
schätzte er wohl den Ertrag der Mietwohnungen höher ein als den Betrieb
des Sammlers. 1866 endeten die Verhandlungen zwischen dem Kastenbe-
sitzer und der Gemeinde mit einer Entschädigung von 5000 Franken und
einem Terrainersatz im Umfang des Morastsammlers. Die Gemeinde war
damit bereit, für die Aufhebung eines Morastsammlers zu bezahlen, ob-
wohl sie wenige Jahre zuvor noch solche Kasten verpachtet hatte. Dieser
Umstand zeigt, dass die öffentliche Gesundheitspflege für die Gemeinde-
behörden wichtiger war als der Ertrag, den sie aus der Verpachtung von
Kasten erwirtschaftete.
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Im Januar und Februar 1864 richteten zwei Geschäftsleute je ein Ge-
such an den Gemeinderat, um die Abwässer aus den öffentlichen Ehgräben
als Rohstoff zu nutzen. Sie wollten damit Poudrette-Dünger herstellen, ein
aus getrockneten Exkrementen und Kalkzusatz bestehender Streudünger.
Der Gemeinderat lehnte beide Gesuche ab, da er durch die geplante Dünger-
produktion sowohl gesundheitliche Gefahren als auch geruchliche Belästi-
gungen für die Stadtbevölkerung befürchtete. Zudem sah er im geplanten
Bau von weiteren Morastsammlern einen gesundheitspolitischen Rück-
schritt, da er sich seit Jahren für die Aufhebung dieser Seuchenherde ausge-
sprochen hatte und bis auf wenige Ausnahmen deren Schliessung bewirkt
hatte.

Diese beiden Beispiele verdeutlichen den Einstellungswandel in Bezug
auf die Fäkalien. Bis anhin übliche Erwerbszweige, im ersten Fall der Betrieb
eines Morastsammlers und im zweiten Fall die Produktion von Fäkaldünger,
wurden als unerwünscht und als Gefahr für die öffentliche Gesundheit ein-
geschätzt und störten das bürgerliche Reinlichkeitsempfinden. Deshalb setz-
te sich der Gemeinderat in beiden Fällen für die Schliessung der Kästen ein.

Zur geringeren Wertschätzung des Fäkaldüngers dürfte auch der Um-
stand beigetragen haben, dass ab der Jahrhundertmitte in zunehmendem
Mass Importdünger wie Guano (Vogelmist aus Südamerika) und Kunst-
dünger (unter anderem Phosphatdünger und Kali) zur Verfügung standen.11

Die Hygieniker eröffnen die Debatte über die Kloakenfrage

Die Hygienebewegung setzte sich seit der Jahrhundertmitte von England
ausgehend für die private häusliche und die öffentliche Gesundheitspflege
ein. Im Vordergrund stand dabei eine umfassende Seuchenprophylaxe. Im
Bereich der öffentlichen Gesundheitspflege forderten die Hygieniker die sys-
tematische Reinigung der Stadt, die mittels städtebaulicher Sanierungen,
Strassenreinigung, Trinkwasserversorgung, Abwasser- und Abfallentsor-
gung sowie Lebensmittelkontrollen erreicht werden sollte. Die im letzten
Drittel des 19. Jahrhunderts intensivierte Städtereinigung und die städtische
Baupolitik wurden demnach nicht nur von Verwaltungsbeamten und Inge-
nieuren beeinflusst, sondern in erheblichem Mass auch von Medizinern, die
sich mit entsprechenden wissenschaftlichen Konzepten für die Verbesserung
der Lebensverhältnisse in den Städten einsetzten.12

Hauptvertreter der Hygienebewegung in Bern waren die Ärzte Adolf
Vogt (1823–1907) und Adolf Ziegler (1833–1899). Sie lösten 1867 die Dis-
kussion über die verschiedenen zur Wahl stehenden Abwasserentsorgungs-
systeme aus, mit der vom medizinisch-pharmazeutischen Bezirksverein
herausgegebenen Broschüre «Über die Kloaken und die Quellwasser-Versor-
gung der Stadt Bern vom sanitarischen Standpunkt aus». Anlass zur Publika-
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tion der Broschüre war die 1866/67 aufgetretene, heftige Typhusepidemie,
bei der zwischen Oktober 1866 und März 1867 in der Stadt 178 Personen
erkrankten. Der von Vogt verfasste erste Teil «Über die Kloakenverhältnisse
der Stadt Bern» fasste den aktuellen Wissensstand zur Kloakenfrage zusam-
men, ging detailliert auf die Funktionsweise der verschiedenen Entsorgungs-
systeme ein und listete ihre Vor- und Nachteile auf. Vogt gab darin auch
seine Bewertung über die gesundheitlich vorteilhafteste Lösung ab. Dem Ge-
meinderat empfahl er, unbedingt das reine Tonnensystem umzusetzen. Für
ihn stand im Mittelpunkt, dass ein System gewählt würde, das die schlimms-
ten krankheitsverursachenden Elemente gemäss der medizinisch-hygieni-
schen Theorie des deutschen Hygienikers Max von Pettenkofer (1818–
1901) ausschloss.

Pettenkofers «Boden- und Grundwassertheorie» stand in der Tradition
der «Miasmatiker». Nach deren Vorstellungen waren die «Miasmen» –
durch Fäulnis und Gärung aus sumpfigen, feuchten Böden aufsteigende
Dämpfe – verantwortlich für die Krankheitsübertragung. Sie hielten die mit
Miasmen angereicherte Luft und verschmutztes Wasser für Gefahrenherde,
die man bekämpfen musste. Pettenkofer ging bei seiner Theorie davon aus,
dass mit Fäkalstoffen durchfeuchtete Böden, die Veränderung des Grund-
wasserspiegels und die aus dem verseuchten Boden aufsteigenden Luftströ-
me die grössten Gefahrenherde für die Verbreitung von Epidemien wie Cho-
lera und Typhus darstellten. Konsequenterweise forderte er primär die
Trockenlegung des Stadtbodens und die Zufuhr frischer Luft und frischen
Wassers, das heisst die Versorgung der Städte mit sauberem Trinkwasser und
eine verbesserte Abwasserentsorgung.13 Bei der Schwemmkanalisation sah
er in den 1860er-Jahren die Gefahr einer grossflächigen Bodenvergiftung
durch Abwasser, das über undichte Kanalwände in den Boden versickerte,
und fürchtete die Vergiftung der Luft durch üble Kanalgase, weshalb er das
abgeschlossene Tonnen- oder Divisorensystem bevorzugte, bei dem die Fä-
kalien nicht mit dem Boden in Berührung kamen.

Auch für Vogt stellten giftige Gase und die Bodeninfiltration zentrale
Krankheitsherde dar. Das zu wählende Entsorgungssystem musste somit un-
bedingt die Zirkulation übler Gerüche und das Versickern von Fäkalstoffen
in den Boden verhindern. Die richtige technische Lösung bot sich für Vogt in
den hermetisch abgeschlossenen Fäkaltonnen, die weder mit der Luft noch
mit dem Boden in Berührung kamen und zudem die Verwendung der Fäka-
lien als Dünger für die Landwirtschaft ermöglichten.

Ziegler ging im zweiten Teil der Broschüre ausführlich auf den Zusam-
menhang zwischen dem mit «organischen Stoffen» verunreinigten Trink-
wasser und der Übertragung von Typhus ein. Als besondere Gefahr hob er
dabei die Infiltration des Bodens durch menschliche und tierische Fäkal-
stoffe und die Schwankungen des Grundwasserspiegels hervor. Zur Ver-
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minderung der Gesundheitsrisiken schlug er die «Versorgung der Stadt und
des Stadtbezirks mit reinem, gutem Quellwasser» vor und die Verhinderung
der «Bodeninfiltration mit faulenden Stoffen [...] durch ein rationelles Ab-
führungssystem».14 Er äusserte sich detailliert zur Frage der Wasserqualität
in den verschiedenen Quellwassergebieten um Bern und nahm Bezug auf die
1867 laufende Diskussion über die Trinkwasserversorgung und Erstellung
eines Hochdruckleitungsnetzes.

Die von Vogt bevorzugte technische Lösung, die Entsorgung mittels
Tonnen, wurde von den Behörden aufgegriffen. Im Dezember 1867 prüfte
der Gemeinderat erstmals den Vorschlag, in der Matteschulhaus-Filiale pro-
beweise die bis dahin wenig bekannten «Fosses mobiles» (Tonnensystem)
einzuführen.15 Ab 1868 wurde diese technische Lösung der Abwasserentsor-
gung immer öfter in Betracht gezogen.

Nachdem sich der medizinisch-pharmazeutische Bezirksverein bereits im
Juni 1867 mit der oben genannten Broschüre zu Wort gemeldet hatte, mischte
er sich drei Monate später erneut in die Diskussion über die öffentliche Hygie-
ne ein. Am 30. September 1867, als die Diskussion über die Abwehrmass-
nahmen gegen eine drohende Choleraepidemie immer noch voll im Gang
war, bot der Verein an, auf der Basis von freiwilliger Mitarbeit seiner Mit-
glieder eine Salubritätsstatistik zu erheben. Er wollte dadurch eine wissen-
schaftliche Basis für weitere Massnahmen schaffen, welche die Wohn- und
Lebensverhältnisse in der Stadt Bern verbessern sollten. Der Gemeinderat
willigte in das Projekt ein und sicherte seine Mitarbeit zu.16 Er betrachtete
die vorgeschlagene Untersuchung als eine Art Vorstudie zur Lösung des Ab-
wasserproblems. Zweck der Salubritätsstatistik sollte sein, «gestützt auf ein
richtiges, durch Sachkenntnis gewonnenes Urtheil zweckmässig erscheinende
Massnahmen sowohl über sanitarische Verhältnisse im Allgemeinen als auch
über das Cloaken- und Abtrittwesen im Besonderen treffen zu können».17

Um das Projekt umzusetzen, konstituierte sich im Herbst 1867 der Ver-
ein der freiwilligen Häuserinspektoren.18 Adolf Vogt präsidierte den Verein,
der gemäss seinen Angaben aus rund 80 Mitgliedern bestand und sich aus
Ärzten, Apothekern und Technikern zusammensetzte.19 Die geplante Salu-
britätsstatistik wurde aus unbekannten Gründen nicht erhoben. Hingegen
versuchte der Verein mit zwei konkreten Eingaben an den Gemeinderat, sei-
nen Einfluss auf die technische Lösung der Abwasserentsorgung geltend zu
machen.

In einer Zuschrift vom 15. Dezember 1867 an den Gemeinderat verlangte
der Verein, dass bei sämtlichen Neubauten ein Gutachten über das geplante
Entsorgungssystem beim Verein der freiwilligen Häuserinspektoren eingeholt
werden müsse. Der Gemeinderat lehnte den Vorschlag ab und beschloss, bei
Neubauten von Fall zu Fall zu entscheiden, ob die Sanitätskommission bei-
gezogen werde, um die Pläne des Entsorgungssystems zu begutachten.20
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Im März 1868 gelangte der Verein wieder an den Gemeinderat mit der
Bitte, die Stadtregierung «möchte bei einem geeigneten Häuserkomplex der
Stadt den Versuch mit Einführung des Fasssystems für die Aborte machen».
Der Verein erachtete ein solches Pilotprojekt als dringend nötig, um «in pra-
xi den Beweis zu leisten», über welche Vorzüge dieses System verfügte, aber
auch «um die nöthigen Anhaltspunkte in technischer, administrativer und
finanzieller Hinsicht zu gewinnen», die für die Umsetzung des Systems wich-
tig waren. Der Verein hatte auch schon ein Gebiet ausgewählt, das sich auf-
grund der bei den Hausinspektionen festgestellten mangelhaften Abwasser-
entsorgung besonders eignete. Er schlug vor, mit dem Pilotprojekt im
Bereich Aarberger- und Speichergasse zu beginnen, da sich dort nur Gruben
befänden.21 Ohne weitere Massnahmen zu ergreifen, überwies der Gemein-
derat das Geschäft an die Wasserkommission, eine weitere Spezialkommis-
sion, die sich zu diesem Zeitpunkt mit der Trinkwasserversorgung der Stadt
beschäftigte.

Die Untätigkeit der Gemeinde gegenüber den Vorschlägen des Vereins
kritisierte Vogt in einem Zeitungsartikel im Januar 1870 heftig und sah da-
rin einen Faktor für das Scheitern der Bestrebungen des Vereins: «Diese letz-
teren [Salubritätsstatistiken] sind nämlich, nur zum Theil vollendet, an der
Renitenz gescheitert, welche unsere Gemeindsbehörde in Salubritätsfragen
zu beobachten pflegt.»22 Im selben Artikel publizierte Vogt eine Mortalitäts-
statistik für die Stadt Bern, worin er eine mittlere Sterblichkeit von 35 Pro-
mille ermittelte und daraus folgerte: «Bern gehört somit zu den ungesun-
desten Städten Europas.»23

Erst dieser Artikel Vogts löste verschiedene Reaktionen bei den Ge-
meindebehörden aus. Gemeindeschreiber Wyss verfasste im «Intelligenz-
blatt» eine Gegendarstellung, und der Gemeinderat beauftragte die Sanitäts-
kommission, die von Vogt berechneten statistischen Daten zu überprüfen
und einen ausführlichen Bericht darüber zu verfassen.

Die Broschüre der Sanitätskommission, ursprünglich vom Gemeinderat
als Gegendarstellung zur Mortalitätsstatistik von Vogt geplant, ging zwar
auf die Mortalität in der Stadt Bern ein, liest sich aber insgesamt wie eine
Kurzfassung der Zielsetzungen der Hygienebewegung zu dieser Zeit. Zudem
war die Kommission mit Vogt einig, dass in Bern ungesunde Lebensverhält-
nisse herrschten und dass die Hygiene durch behördliche Massnahmen ver-
bessert werden sollte. Von der Stadt Bern wünschte sie sich ein stärkeres
Engagement im Bereich der Gesundheitspflege.

Der Bericht listete die ungesunden Lebensverhältnisse in der Stadt Bern
auf und schlug behördliche Gegenmassnahmen vor. Als Hauptursache ver-
schiedenster gesundheitlicher Übelstände nannte er die dichte, ungeplante
Überbauung innerhalb der Stadtmauern, wo sich Gebäudekomplexe fänden,
denen es an Licht und Luft fehle, deren Mauern feucht seien und in denen
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auch unbewohnbare Räume wie Keller und Dachkammern bewohnt wür-
den. Zudem würden immer mehr auch Gebiete überbaut, die sich nach An-
sicht der Sanitätskommission nicht für Wohnbauten eigneten, so etwa das
Gebiet bei der Schutz- und Habermehlmühle zwischen Langmauerweg und
Postgasse. In Zukunft gelte es, für mehr Reinlichkeit in der Stadt zu sorgen:
«Man muss vom Standpunkt der Hygiene aus verlangen, dass Luft und Bo-
den möglichst frei bleiben von fremder schädlicher Beimengung; man muss
darnach streben, dass die menschlichen und thierischen Excremente, die ver-
wesenden Abfälle der Haushaltungen und der Industrie möglichst vollstän-
dig und möglichst rasch aus den Centren der Bevölkerung entfernt werden.
Daher denn auch hier, wie schon viel und oft, das Augenmerk der Behörde
ernstlich gelenkt werden soll auf die Abtrittgruben, Ehgraben, Ställe, Mist-
höfe, Senkgruben etc. etc.»24 Diese Forderungen zeigen, dass auch die Sani-
tätskommission auf der Basis von miasmatischen Vorstellungen und der Bo-
denverunreinigungstheorie argumentierte. Als behördliche Massnahmen zur
Umsetzung ihrer Forderungen schlug die Sanitätskommission vor, die Behör-
den sollten diesen Bereich stärker reglementieren und kontrollieren.

Der Gemeinderat begnügte sich bei der Beratung des Berichts der Sani-
tätskommission mit allgemeinen Forderungen an die Stadtbevölkerung und
appellierte an deren Eigenverantwortung: «Zur Bekämpfung und Hebung
der noch vorhandenen verschiedenen Übelstände bedarf es indessen eines
allgemeinen Zusammenwirkens mit vereinten Kräften und wäre in dieser
Hinsicht höchst wünschenswerth, dass auch das bei den wohlgemeintesten
Massregeln der Behörde oft so renitente oder gleichgültige Publikum in
möglichst eindringlicher Weise über seine selbsteigenen sanitarischen Inte-
ressen belehrt und zu williger Mitwirkung bei den hierseitigen Bestrebungen
angeleitet würde.»25 In der Beurteilung des Gemeinderates waren die
schlechten hygienischen Verhältnisse und die daraus entstehenden Probleme
auf den mangelnden Willen der einzelnen Bewohnerinnen und Bewohner
zurückzuführen, weshalb er als Massnahme die hygienische Sensibilisierung
der Bevölkerung durch Anleitung und Belehrung vorschlug. Mit diesem Vo-
tum wies der Gemeinderat die Gesundheitspflege in den privaten Zuständig-
keitsbereich zurück und lehnte die Verantwortung für umfassende Massnah-
men vorerst ab.

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die Abwasserentsorgung
um die Mitte des 19. Jahrhunderts aufgrund des Bevölkerungszuwachses an
Kapazitätsgrenzen stiess. Typhusepidemien und die Angst vor möglichen
Cholerafällen sowie die sich ändernde Einstellung zu den Fäkalien stellten
das bisherige System in Frage. Der Gemeinderat blieb jedoch, was die Ab-
wasserentsorgung anbelangte, bis Ende der 1860er-Jahre relativ zurück-
haltend. Er tendierte dazu, das Entsorgungsproblem vorerst mit Verboten
(Aufhebung der Morastsammler), Vorschriften (zeitliche Einschränkung der
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Grubenleerungen und Bekanntmachungen bei Choleragefahr) und Kontrol-
len (Einsetzung der Sanitätskommission als Kontrollorgan) zu lösen. Die
Vorschläge des Vereins der freiwilligen Häuserinspektoren griff er nicht auf
und vertrat im Zusammenhang mit dem Bericht der Sanitätskommission
1870 die Auffassung, dass es zur Verbesserung der hygienischen Zustände
und zur Verhinderung von Krankheiten vorerst ausreiche, die Bevölkerung
aufzuklären und zu kontrollieren.

3. Suche nach neuen technischen Lösungen
und Wahl der Schwemmkanalisation

Seit 1867 war die Diskussion über eine Verbesserung der Abwasserentsor-
gung in der Stadt Bern im Gang, insbesondere Vertreter der Hygienebewe-
gung und die Sanitätskommission forderten die Einführung des Kübel-
systems. Die Zeitspanne von der Eröffnung der Diskussion 1867 bis zum
Grundsatzentscheid 1872 ist durch eine Vielfalt technischer Lösungsansätze
gekennzeichnet. Um die Entleerung der Senkgruben zu erleichtern, schaffte
der Gemeinderat eine Abtrittpumpe an. Bei verschiedenen, vor allem öffent-
lichen Gebäuden wurde das Kübelsystem eingeführt. Parallel zu diesen Ver-
suchen, die Abwasserentsorgung zu verbessern, stieg der Problemdruck um
1869 weiter an, da ab 1869 das Hochdruckleitungsnetz in Betrieb genom-
men wurde und immer mehr Haushaltungen in der Stadt mit fliessendem
Wasser versorgte. Anzeichen von Kapazitätsengpässen und Überlastungen
bei der Ableitung des Wassers häuften sich. Dadurch geriet der Gemeinderat
unter Handlungsdruck und setzte im Sommer 1870 eine Spezialkommission
ein. Im Frühling 1872 fällte der Grosse Stadtrat schliesslich den von der
Kommission vorbereiteten Grundsatzentscheid zur umfassenden Einfüh-
rung der Schwemmkanalisation. Im Folgenden wird der Prozess von der
Vielfalt technischer Lösungsansätze über verstärkten Problemdruck hin zur
Entscheidungsfindung dargestellt.

Abtrittpumpe

Die Anschaffung einer Abtrittentleerungsmaschine durch den Gemeinderat
1868 war eine erste technische Massnahme, um die Senkgruben geruchlos
und hygienisch entleeren zu können. Dieser Kauf war ein Element des 1867
vom Gemeinderat verabschiedeten Massnahmenpaketes gegen die Cholera-
gefahr.

Beim Betrieb der Abtrittpumpe zeigt sich – ähnlich wie bei den Fällen
des Morastsammlers an der Langmauer und der geplanten Poudrettefabri-
kation – die Problematik der sich verändernden Angebots- und Nachfrage-
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situation. Innerhalb von wenigen Jahren wechselte die Einschätzung der in
den Gruben gesammelten Fäkalien vom wertvollen Dünger, dessen Verkauf
einen Gewinn einbrachte, zum problematischen Abfall, dessen Entsorgung
Kosten verursachte. Der Betrieb der Abtrittpumpe war in dieser Umbruch-
situation besonders ungünstig, da sich der ausgepumpte, häufig stark ver-
dünnte Fäkaldünger nicht mehr Gewinn bringend weiterverkaufen liess. Die
Grubenbesitzer waren zudem nicht bereit, die maschinelle Entleerung in
Anspruch zu nehmen und dafür auch noch zu bezahlen. Entsprechend gering
war die Nachfrage nach dem Einsatz der Pumpe. Auf ein Inserat im «Intelli-
genzblatt» im Oktober 1871, in dem der Polizeiinspektor Hausbesitzer
suchte, die bereit waren, ihre Gruben durch den städtischen Pächter räumen
zu lassen, meldeten sich nur gerade 18 Eigentümer.26 Trotz der Inserate im
«Intelligenzblatt» und einer Aufforderung durch den Kanton, eine Vorbild-
funktion bei der «Einführung von sanitarischen Reformen» auszuüben, war
nicht einmal das Inselspital zur Anwendung der neuen Entleerungsmethode
bereit.27 Noch Anfang Januar 1872 suchte die Verwaltung des Inselspitals
private Unternehmer, die erstens «die Entleerung der Abtritte des Inselspi-
tals» und zweitens «den Küchenabfall (Spühlzuber) nebst dem Kehricht und
der Torfasche» übernehmen würden.28 In einem Schreiben an die Direktion
des Innern des Kantons Bern kritisierte der Gemeinderat aufs heftigste das
Verhalten der Inselspitalverwaltung, die «die Entleerung der Abtritte des In-
selspitals selbstverständlich in bisher üblicher Weise zur öffentlichen Con-
currenz» ausschrieb, obwohl die Stadt ihren Entleerungsdienst kurz vorher
im «Intelligenzblatt» angeboten hatte. Weiter empörte sich der Gemeinde-
rat, «wäre doch [...] gerade von der Verwaltung eines Krankenspitals zu er-

Abb. 3 Nach vorgängiger Besichtigung einer Entleerungsmaschine, die bereits in Basel
in Betrieb war, beschloss der Berner Gemeinderat 1867 die Anschaffung einer Abtrittpum-
pe. Bei der abgebildeten Schiettinger- oder New Yorker Pumpe aus dem Jahr 1865 wurde
der Grubeninhalt mittels einer Handkurbel über ein Druckrohr in den Kesselwagen gelei-
tet. Zusätzlich verfügte die Maschine über einen Apparat zum Abbrennen der Grubengase.
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warten gewesen, dass sie im Interesse ihrer Patienten die ihr gebotene Gele-
genheit, die Entleerung geruchlos und daher gesundheitsunschädlich zu be-
werkstelligen, bereitwillig ergreifen würde!»29 Trotz der Unterstützung
durch den Kanton weigerte sich die Inselspitalverwaltung, ihre Abtrittkästen
auszupumpen, da ihr die Maschine nicht zweckmässig erschien.30 Stattdes-
sen forderte sie eine «baldige Canalisierung» der Inselgasse.31

Die Verwendung der Abtrittentleerungsmaschine konnte sich nicht
durchsetzen. Die Pumpe wurde in dem Mass hinfällig, wie sich die Kanalisa-
tion ausdehnte. 1883 erklärte sich der Gemeinderat auf eine Anfrage aus
Olten bereit, «beide Entleerungsmaschinen käuflich abzutreten [...] nach-
dem die Kanalisation der Stadt vollständig durchgeführt ist.»32

Kübelsystem in einzelnen Gebäuden

Ab 1868 wurde die Einführung des bisher in Bern unbekannten Kübel-
systems mehrmals diskutiert und auch in einigen Gebäuden eingeführt. Beim
Bau der Matteschulhaus-Filiale stand das System auf Antrag der Sanitäts-
kommission erstmals zur Wahl. Der Gemeinderat entschied sich jedoch für
konventionelle Abtrittgruben, da ihm die Einführung der Kübel zu aufwän-
dig und kostspielig erschien.33

Auffallend ist, dass das Kübelsystem in den folgenden Jahren primär bei
öffentlichen Gebäuden wie Schulhäusern und Spitälern und unter starker
Einflussnahme der Sanitätskommission zur Ausführung gelangte. So ent-
schied sich die Gemeindeversammlung im September 1868 beim Bau des
Sulgenbachschulhauses für die Einführung des Kübelsystems. Sie folgte da-
mit dem Vorschlag der Sanitätskommission und überging den gemeinderätli-
chen Vorschlag, der normale Senkgruben vorsah. Vogt kommentierte das
Abstimmungsresultat später wie folgt: «Beim Schulhausbau im Sulgenbach
bedurfte es eines bestimmten Gemeindebeschlusses, provoziert von ärztlicher
Seite, um die Behörde zu zwingen, dass sie von jenen gesundheitswidrigen
Bauten [Abtrittgruben] abgehe.»34 Der Entscheid der Gemeindeversamm-
lung zugunsten des Kübelsystems macht deutlich, dass die Bereitschaft hoch
war, das von Seiten der Hygieniker angepriesene sicherere Entsorgungs-
system zu wählen, wenn einzig zwischen Kübeln und den angeblich krank-
heitsverursachenden und gesundheitsschädigenden Abtrittgruben gewählt
werden konnte.

Für die Einführung der «Fosses mobiles» als neue und in Bern bisher
unbekannte technische Lösung für die Entsorgung der Fäkalien setzten sich
in erster Linie die Hygieniker und die Sanitätskommission ein. Beide priesen
die «Fosses mobiles» als beste, gesündeste und fortschrittlichste Lösung an.
Der Verein der freiwilligen Häuserinspektoren sprach sich «für die Einfüh-
rung von Latrinenfässern» aus, «als dem besten Mittel, um der Ausbreitung
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von seuchenartigen Krankheiten zu begegnen.»35 Gerade bei Schulhaus- und
Spitalbauten konnte die Sanitätskommission am ehesten ihren Einfluss gel-
tend machen, zudem boten sowohl Schulen als auch Spitäler ideale Rahmen-
bedingungen zur Einführung der «Fosses mobiles». Kontrolle und zentrale
Regelung der Abfuhr konnten gewährleistet werden.

Nebst dem Sulgenbachschulhaus wurden 1873 auch das Lorraineschul-
haus und zwischen 1869 und 1871 das Gemeindelazarett im Weyermanns-
hausgut mit einem Kübelsystem ausgestattet.36 Beim Inselspital stand das
System 1872 zur Diskussion, kam aber nie zur Ausführung.37 Nebst diesen
öffentlichen Gebäuden wurden einzig in der Felsenau drei Arbeiterwohn-
häuser mit dem Tonnensystem versehen, nachdem die Sanitätskommission
die dortigen Verhältnisse untersucht, beratend auf die Systemwahl einge-
wirkt und die Bauherrschaft 1868 dazu veranlasst hatte, «die Abtritteinrich-
tungen u.s.w. nach den Anforderungen der Salubrität zu construiren».38 Of-
fenbar ergaben sich aber schon bald Probleme mit der Entleerung, und der
Versuch wurde Ende 1870 wieder eingestellt.39

Der Gemeinderat zeigte sich skeptisch gegenüber den Abwasserfässern,
er handelte nicht von sich aus, sondern war – wie der Entscheid der Gemein-
deversammlung über die Einführung der «Fosses mobiles» im Sulgenbach-
schulhaus zeigt – erst unter einem gewissen Druck bereit, die Fässer ver-
suchsweise zuzulassen. Das Kübelsystem wurde in Bern zwischen 1868 und
1873 von den Hygienikern und der Sanitätskommission initiiert und war
weder bei den Hausbesitzern noch im Gemeinderat besonders beliebt.

Abb. 4 Die Abbildung zeigt ein Keller-
gewölbe mit einer Abtritttonne, die di-
rekt an das Abwasserrohr angeschlossen
ist. Die gefüllten Tonnen oder Kübel
mussten regelmässig ausgewechselt wer-
den. Der Abtransport über Kellertreppen
und durch Hinterhöfe war häufig auf-
wändig.
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Erhöhter Problemdruck durch die Trinkwasserversorgung

Mit Inbetriebnahme des neu erstellten Hochdruckleitungsnetzes floss eine
grössere Menge Wasser in die Stadt, was die Abwassermenge zusätzlich an-
steigen liess und zu Überlastungen der Senkgruben und Ehgräben führte.

Die Verbesserung der Trinkwasserversorgung stand seit Mitte der
1860er-Jahre als eine Massnahme zur Verhinderung von Cholera- und Ty-
phusepidemien, aber auch wegen Mangels an Wasser in der Stadt zur Dis-
kussion. 1867 lagen drei private Projekte vor, welche die Erschliessung ver-
schiedener Quellgebiete vorsahen. Die zur Wahl stehenden Projekte wurden
in der Öffentlichkeit rege diskutiert, von besonderem Interesse war die Kos-
tenfrage und die Frage der Quellwasserqualität, die auch von Ziegler näher
untersucht worden war. Zur Debatte stand zudem die Frage, ob die Trink-
wasserversorgung als Unternehmen der Gemeinde geführt oder ob sie in Li-
zenz an Private übergeben werden sollte.40 Im Dezember 1867 entschied sich
die Gemeinde, die Quellen bei Gasel zu erschliessen und die Hochdruckwas-
serversorgung als städtischen Betrieb einzuführen. 1868 wurden Quellfas-
sungen oberhalb von Gasel sowie Zuleitungen und ein Reservoir auf dem
Könizberg erstellt. Im Verlauf des nächsten Jahres nahm die Gemeinde die
Druckwasserversorgung in Betrieb. Das Leitungsnetz bestand aus Guss-
eisenröhren mit einer Länge von 9585 Metern. Bereits im ersten Betriebsjahr
wurden 201 Wasseranschlüsse installiert, 1870 weitere 81, und in den fol-
genden Jahren stieg die Nachfrage nach Leitungsanschlüssen weiter an.41

Die Argumentation bei der Diskussion über die Einführung der Druck-
wasserversorgung stützte sich unter anderem auf die positiven Auswirkungen
der Wasserversorgung auf das bestehende Entsorgungssystem mit Ehgräben.
Es wurde hervorgestrichen, dass der kräftige Wasserstrahl aus dem Hoch-
druckleitungsnetz die Abwasserentsorgung automatisch verbessern werde, da
sie ohne zusätzlichen Aufwand mehr Spülwasser in die Kanäle bringen werde.
Der Gemeinderat schrieb dazu: «Durch die Hauswasserversorgung wird fer-
ner den Ehgräben ganz von selbst ein beständiger Wasserzulauf gegeben, und
auch hier ein Mangel der bloss zeitweiligen, wenn auch oft wiederholten
Stadtbachspühlung gehoben.»42 Ferner strich Ziegler die Vorteile des Hoch-
druckleitungsnetzes hervor: «Behufs gründlicher Reinhaltung der Kloaken
wird ein kräftiger Hydrantenstrahl von unschätzbarem Werthe sein.» Er be-
tonte, «dass mit einem solchen Strahl zur gründlichen Befreiung unserer Kloa-
ken von dem zeitweise angehäuften und an den Wänden anklebenden Koth
weit mehr auszurichten ist, als mit einer bei weitem grösseren einfach durch-
fliessenden Wassermenge, welcher die nöthige mechanische Gewalt abgeht».43

Die Verbindung der Wasserversorgung und der Kanalisation funktio-
nierte aber nur dann problemlos, wenn bereits ein gut durchgehendes Netz
von Kanälen für die lückenlose Entsorgung des Wassers bestand, was in Bern
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nicht der Fall war. Diesen Mangel erkannte die Sanitätskommission bereits
im Sommer 1867 und verlangte, die Abwasserentsorgung sei in Zusammen-
hang mit der neuen Wasserversorgung zu planen, insbesondere in jenen
Quartieren, die keine Ehgräben besassen.

Zwei im Februar 1868 und im Februar 1869 im Auftrag des Gemeinde-
rates erstellte Gutachten zum Ausbau des Kanalnetzes stützten die Meinung
der Sanitätskommission. Sie sahen in der Vervollständigung des Kanalnetzes
eine unabdingbare Voraussetzung, sowohl für die Einführung der neuen
Trinkwasserversorgung als auch für die Einführung des Schwemm- oder
Kübelsystems. So kam das Gutachten von Ingenieur A. Rothenbach, Direk-
tor des städtischen Gaswerks, zum Schluss: «Wie die Gesundheitsrücksichten,
so erheische auch die Wasserversorgung ein vollständiges Kanalnetz, ohne
diese sei keine Möglichkeit, dass die Wasserversorgung zu allgemeiner Nut-
zung gelange. [...] Ehe und bevor man Wasser in ein Haus einführen könne,
müsse jedenfalls auch für dessen Ablauf gesorgt sein.»44

Trotz der beiden Gutachten blieb das Geschäft weiterhin bei der Bau-
kommission hängig, da sich die Gutachten zu den Vor- und Nachteilen der
beiden Systeme, insbesondere über die finanziellen Auswirkungen, nicht
präzise äusserten. Offenbar genügte die Forderung nach gleichzeitiger Be-
handlung der Trinkwasserversorgung und der Abwasserentsorgung alleine
noch nicht. Von Februar 1869 bis August 1870 ruhte die Grundsatzdiskus-
sion. Die Baukommission hielt sich an das bisherige Vorgehen und baute
einzig einige zusätzliche Spüldolen. Erst drei Jahre nach der Aufforderung
durch die Sanitätskommission befasste sich ab Sommer 1870 eine Spezial-
kommission mit dem Problem.

Missbrauch von Spüldolen und Eingabe von Petitionen

Gemäss der Einschätzung des Gemeinderates aus dem Jahre 1869 häuften
sich ab 1864 Gesuche, Abtrittsrohre in Spüldolen ableiten zu dürfen. 1869
wurde dieses Problem ausführlich im Gemeinderat behandelt. Der Gemein-
derat hielt nach wie vor am Grundsatz fest, dass aus sanitarischen Gründen
keine Fäkalien in Spüldolen abgeleitet werden dürften, da diese nicht ent-
sprechend dimensioniert seien und die Gefahr bestehe, dass die Dolen ver-
stopften und zu einem «Herd gesundheitsschädlicher Ausdünstung» wür-
den.45 Er beharrte auf der Unterscheidung zwischen Spüldolen und
Ehgräben und forderte von den Privaten  den reglementskonformen Bau von
Ehgräben auf deren Kosten oder als Ersatzlösung die Benutzung von Kü-
beln: «Die richtigste Abhülfe wäre die Errichtung eines von den Besitzern
dieser Häuserreihe in gegenseitigem Einverständnis zu erstellenden neuen
Cloaks; allenfalls könnte auch zum Kübelsystem gegriffen werden.»46
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Vor 1864 hatte der Gemeinderat die Ableitung von Abwasser in die
Spüldolen in einzelnen Fällen noch bewilligt. Offenbar benutzten aber im-
mer mehr Hausbesitzer die Spülleitungen als Kloaken, so dass der Gemein-
derat 1869 eine Überlastung und Verstopfung der Leitungen befürchtete.
Möglicherweise füllten sich die Abtrittgruben damals rascher, einerseits we-
gen höherer Belegungsdichte der Häuser, andererseits aber auch wegen er-
höhtem Zufluss von Wasser, weshalb sie bei den Privaten nicht mehr beliebt
waren. Als Alternative zum Bau eines Ehgrabens auf private Kosten bot sich
die Spülleitung als ideale Entsorgungsmöglichkeit an. Dass die unerlaubte
Ableitung von Fäkalien in die Spüldolen auch weiterhin vorkam, zeigen zwei
polizeiliche Aufforderungen vom Juni 1870 an Hauseigentümer, die dem
Grundsatz zuwider handelten.47

Der Gemeinderat erhielt zwischen 1868 und 1870 vier Petitionen be-
treffend die Abwasserentsorgung, zwischen 1870 und 1875 folgten noch-
mals sechs Eingaben.48 Sie zeigen, dass die Abwasserentsorgung von der Be-
völkerung zunehmend als Problem empfunden wurde. Weiter erhöhten die
Eingaben den Druck auf den Gemeinderat, die Frage des Entsorgungs-
systems zu klären. So stellte der Gemeinderat 1872 fest: «Ebenso sind aus
den betreffenden Quartieren der Stadt wiederholt und zahlreich unterzeich-
nete Vorstellungen eingelangt, welche eine baldige Erstellung von Kloaken in
den diese Einrichtungen noch entbehrenden Stadttheilen anbegehrten.»49

In drei der vier bis 1870 eingereichten Petitionen forderten die Hausbe-
sitzer einer bestimmten Strasse eine Kanalisation. Einzige Ausnahme bildete
die Eingabe des Vereins der freiwilligen Häuserinspektoren, die nicht von
Anwohnern, sondern von dem sich für bessere sanitarische Verhältnisse ein-
setzenden Verein eingereicht worden war, und die nicht die Kanalisation,
sondern die versuchsweise Einführung der «Fosses mobiles» im Bereich der
Aarbergergasse forderte.

Die Unterzeichner der Petitionen aus der Gerber- und aus der Aarber-
gergasse stammten aus dem Kleingewerbe und dem Gastgewerbe, so waren
Metzger, Gipser, Bäcker, Schmiede und Wirte unter ihnen.50 Offenbar waren
insbesondere Gewerbetreibende an direkten Wasseranschlüssen interessiert,
da es ihre Berufsausübung erleichterte, gleichzeitig setzten sie sich ebenfalls
für eine problemlose Wasserableitung ein. Die Petitionäre betonten den en-
gen Wirkungszusammenhang zwischen Wasserzuleitung und -ableitung. So
forderte die Gerberngass-Petition einen Kanal, «sowohl in sanitarischer
Beziehung als auch in Bezug des Mehrwertes des Stadttheils», aber auch weil
die neue Wassereinrichtung so lange nicht benutzt werden könne, als nicht
«durch die Errichtung von Cloaken der regelmässige Abfluss des Abwassers
ermöglicht wird». Die Petitionäre aus der Aarbergergasse betonten, dass die
Anwohnerschaft bisher «nicht von der neuen Quellwasserleitung» profitie-
ren konnte, und bedauerten, «dass mit der Anlage des Quellwasserkanal-



181

netzes in der Stadt nicht auch gleichzeitig die Arbeiten für die nothwendige
Ableitung» ausgeführt worden waren.

Auch hinsichtlich der Beteiligung der Gemeinde an der Finanzierung des
Kanalbaus stellten beide Petitionen den Bezug zur Wasserversorgung her:
Die Petitionäre der Gerbern- und der Aarbergergasse forderten, dass die
Gemeinde den Kanalisationsbau bezahle und dass sie sich die nötigen Mittel
über die Einnahmen aus den Trinkwassergebühren beschaffen solle. Die Pe-
titionäre gingen dabei selbstverständlich davon aus, dass die Gemeinde aus
dem Wasserverkauf einen Gewinn erwirtschaften werde. Die Privaten waren
also von der steigenden Nachfrage nach Leitungswasser überzeugt.

Die Tätigkeit der Kanalisationskommission

Trotz verstärktem Problemdruck und trotz verschiedener Aufträge des Ge-
meinderats an die zuständige Baukommission fühlte sich diese angesichts
der vielschichtigen Problemlage, die nach ihrer Ansicht sanitarische, bauli-
che, finanzielle und rechtliche Fragen aufwarf, nicht in der Lage, den nötigen
Systementscheid im Alleingang zu fällen. Sie schlug deshalb dem Gemeinde-
rat vor, eine «Kanalisations-Kommission» einzusetzen mit dem Auftrag,
«die Frage der Zweckmässigkeit der Anlage neuer Ehgräben in der Stadt
Bern prinzipiell zu untersuchen, zu begutachten und hinsichtlich des weitern
bezüglichen Vorgehens Anträge vorzulegen». Mitglieder der Kommission
waren Otto von Büren (1822–1888, Gutsbesitzer, Gemeinderatspräsident),
Johann Rudolf Lindt (1823–1893, Apotheker, Präsident der Finanzkommis-
sion), Bernhard Ludwig von Muralt (1839–1916, Ingenieur, Präsident der
Baukommission), Dr. Albert Wyttenbach (1833–1905, Arzt, Präsident der
Sanitätskommission), Dr. Christian Müller (1816–1881, Apotheker, Präsi-
dent der Wasserversorgungskommission und Vizepräsident der Sanitäts-
kommission) sowie Gottlieb Hebler (1817–1875, Architekt, Vizepräsident
der Baukommission).51

Die ab August 1870 im Auftrag des Gemeinderates tätige Kommission
befasste sich in den nächsten zwei Jahren mit der Systemwahl. In einer ersten
Phase beschaffte sich die Kommission Grundlagenwissen zu den verschiede-
nen technischen Lösungen, unter anderem durch die Lektüre einschlägiger
Literatur und mit einer Exkursion nach Zürich. Dort war das Divisoren-
system bereits seit 1867 in Betrieb, und der Zürcher Stadtingenieur Arnold
Bürkli (1833–1894) konnte über die gemachten Erfahrungen berichten.

Bereits im Dezember 1870 setzte sich die Kommissionsmehrheit für die
Einführung der Schwemmkanalisation ein. Der definitive Entscheid zögerte
sich noch bis 1872 hinaus, weil Unklarheit darüber bestand, welche finan-
ziellen Auswirkungen die Einführung der Schwemmkanalisation im Gegen-
satz zum Kübel- oder Divisorensystem nach sich zog. Die darüber erstellten
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Berichte konnten keinen deutlichen Kostenvorteil des Kübel- oder Diviso-
rensystems nachweisen, was dazu führte, dass die Kommission an ihrem be-
reits vorgespurten Entscheid festhielt und die Einführung der Schwemm-
kanalisation beziehungsweise die Verbesserung der bestehenden Anlagen in
der Innenstadt beantragte. Die vom Gemeinderat zur Annahme empfohlenen
Anträge wurden vom Grossen Stadtrat in der Sitzung vom 6. April 1872
gutgeheissen. Nach dem Entscheid im Grossen Stadtrat war für den Bereich
der Innenstadt die Diskussion vorerst abgeschlossen, und die Stadtverwal-
tung machte sich an die Umsetzung, wobei der Beschluss des Grossen Stadt-
rates von 1872 bis zur Inkraftsetzung der Kloakenverordnung im Jahr 1876
als «eine Art Leitfaden oder Programm für die Behörde» diente.52

Entscheid zugunsten der Schwemmkanalisation

Im Gegensatz zu Adolf Vogt, der in seiner Broschüre von 1867 detailliert auf
wissenschaftliche Theorien und Lehrmeinungen einging, finden sich in
den Kommissionsprotokollen keine wissenschaftlichen Abhandlungen. Die
Kommission forderte grundsätzlich eine sofortige, unsichtbare, geruchlose
Entsorgung der Fäkalien. Gewählt werden sollte dasjenige System, bei dem
die «verdächtigen Fäkalstoffe usw. sofort weggeschwemmt und dadurch un-
schädlich gemacht würden» und bei dem sie «am schnellsten und am absolu-
testen entfernt, also unschädlich gemacht werden.»53 Mit dieser Zielsetzung
lehnte sich die Kommission grundsätzlich an die von der Hygienebewegung
geforderten Sauberkeitsnormen an, ohne diese aber theoretisch zu unter-
mauern. Bei der Systemwahl bezog sich die Kommission meist auf konkret
vorhandene Rahmenbedingungen, auf praktische Erfahrungen mit den be-
reits vorhandenen Entsorgungstechniken in Bern oder in anderen Städten
und auf die Chancen einer praktischen Umsetzung der gewählten Technik.

Für die Kommission waren die äusseren Rahmenbedingungen für eine
funktionsfähige Schwemmkanalisation in Bern gegeben. Die geografische
Lage der Stadt Bern sei in mehrerer Hinsicht ideal zur Einführung der
Schwemmkanalisation. Die zur Aare hin abfallenden Häuserzeilen unter-
stützten die Anlage von Kanälen, die das nötige Gefälle für einen guten Ab-
fluss Richtung Aare aufwiesen. Zudem sei mit dem reichlich Wasser führen-
den Fluss in nächster Nähe der Stadt für den Abtransport der Fäkalstoffe
gesorgt. Innerhalb der Stadt sei mit dem Stadtbach die Möglichkeit zur Spü-
lung der Kanäle gegeben. Die vorhandenen Wasserressourcen und die geo-
grafische Lage der Stadt boten somit beste Voraussetzungen für die Umset-
zung der Schwemmkanalisation.54

Wichtig war für die Kommissionsmehrheit zudem, dass die Schwemm-
kanalisation kompatibel war mit einem sich erhöhenden Wasserverbrauch
und dass sie diesen zusätzlich förderte. Zum einen war der Anschluss von
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Wasserklosetts an die Schwemmkanalisation problemlos möglich, zum an-
dern konnte Wasser aus der städtischen Wasserversorgungsanlage falls nötig
auch zur Spülung der Kanäle eingesetzt werden. Die Kommission betonte
den konkreten wirtschaftlichen Nutzen der Schwemmkanalisation für das
städtische Wasserwerk: «Auch liegt es wohl im Interesse der Gemeinde, in
Hinsicht ihres Wasserversorgungs-Unternehmens und daheriger wünschba-
rer Einführung möglichst vieler Wasserspühlungen in den Abtritten (Water-
closets), das Schwemmsystem weiters auszudehnen.»55

Die bereits gemachten praktischen Erfahrungen hatten einen hohen
Stellenwert bei der Bewertung der Systeme. So fasste die Kanalisationskom-
mission die Resultate ihre Untersuchungen wie folgt zusammen: «Haben wir
also, wie hievor gezeigt, vollkommene Garantien, an der Hand Jahrhunderte
alter Erfahrungen, und mit einigen leicht durchzuführenden Verbesserungen
ein vorzügliches Schwemmsystem, für alle unsere Stadtquartiere zu erlan-
gen, so bleibe man bei demselben und versuche nicht ein, wenn auch theore-
tisch richtiges, in der Praxis aber noch nicht genügsam bewährtes anderes
System; es könnte dies sehr leicht zu einer für die Gemeindefinanzen wenig
erspriesslichen Verschlimmbesserung führen.»56 Entscheidend war somit,
dass in Bern mit den Ehgräben bereits ansatzweise eine Kanalisation vorhan-
den war, die bei der Einführung der Schwemmkanalisation beibehalten und
in das neue System integriert werden konnte.

Nebst diesen Hauptargumenten erwähnte die Kommission als weiteren
Vorteil den geringen verwaltungstechnischen und organisatorischen Auf-
wand für den Abtransport der Fäkalstoffe und den Unterhalt der Kanäle
für die Gemeinde und für die Privaten.57 Als weiteres Argument für die
Schwemmkanalisation führte die Kommissionsmehrheit auch die Wünsche
der Bevölkerung an. Seitens der Hauseigentümer lägen keine besonderen
Wünsche für die Einführung des Kübel- oder Divisorensystems vor, «son-
dern vielmehr mit zahlreich unterzeichneten Vorstellungen die Anlage von
Ehgräben».58

Die Kommissionsmehrheit stellte bei der Beurteilung des Kübelsystems
die damit verbundenen praktischen Probleme in den Vordergrund und ging
davon aus, dass die von den Befürwortern des Kübelsystems angeführten
Vorteile einzig theoretischer Natur seien. Die Kommissionsmehrheit beton-
te, dass die bisherigen Erfahrungen mit dem Kübelsystem nicht gerade posi-
tiv ausgefallen waren. In Zürich war der Betrieb defizitär. In Graz werde bei
Überlastung des Abfuhrdienstes der Inhalt der Tonnen direkt in den Fluss
geleert statt der Landwirtschaft zugeführt. Für Bern führte die Kommission
den versuchsweise eingeführten Betrieb des Kübelsystems in den Wohnhäu-
sern der Fabrikarbeiter in der Felsenau als Negativbeispiel an: «Auch die
hier in Bern selbst gemachten Proben mit dem Kübelsystem sind nicht eben
glänzend ausgefallen. [...] Alles wurde genau nach den Angaben des Herrn
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Dr. Vogt und nach seinem besondern System eingerichtet [...], der Kübel-
Auswechslungs- und Entleerungs-Dienst wurde dem dortigen Pächter des
landwirthschaftlichen Theiles der Felsenaubesitzung ganz besonders über-
tragen und selbiger instruirt, und der Erfolg war, dass es eben damit nicht
gieng.» Statt einer reinlichen Anlage biete sich der Anblick von Kübeln, die
ständig überliefen. Gestank und sonstige Übelstände nähmen überhand, so
dass «die behauptete Befreiung von Luft- und Boden-Infektion illusorisch»
sei. Der Versuch habe letztlich damit geendet, dass die Kübeleinrichtungen
entfernt und «durch Abtritte in althergebrachter Form» ersetzt wurden.59

Als weiteren gravierenden Nachteil hob die Kommissionsmehrheit die
Unvereinbarkeit des Kübelsystems mit den Wasserklosetts hervor: «Bei der
Einführung des reinen Kübelsystems werden die Wasserabtritte ausgeschlos-
sen, weil der in den Kübeln für die Landwirthschaft zu sammelnde Stoff ja
nicht etwa durch Wasserzufluss verdorben werden darf.»60

Die Kommission stellte erneut Fragen der praktischen Umsetzung in den
Vordergrund und warnte vor Problemen bei der Umsetzung von bisher pri-
mär in der Theorie durchdachten Lösungen. Auch die Bevölkerung bevorzu-
ge die Wasserspülung, die eine Entsorgung der Fäkalien «ohne viel Sorge
und Mühwalt» ermögliche, hingegen befürchtete die Kommissionsmehrheit,
dass sich Schwierigkeiten ergeben könnten, wenn die Stadtbevölkerung «die
mit dem Kübelabholungsdienst [...] verbundenen Unbeliebigkeiten und
Hausbegehungen dulden und dafür auch wohl noch bezahlen» müsste.61

Die Einschätzung der Kosten für das eine oder andere System fiel wider-
sprüchlich aus. Die Gutachten erbrachten keine eindeutigen Vorteile weder
für die Schwemmkanalisation noch für das Kübel- oder Divisorensystem.
Die Unterhalts- und Betriebskosten und der damit verbundene Verwaltungs-
aufwand erschienen den Kommissionsmitgliedern bei der Schwemmkanali-
sation um einiges geringer als bei der Wahl des Kübel- oder Divisoren-
systems. Dabei fielen vor allem die Transportkosten ins Gewicht. Bei der
Schwemmkanalisation wurde der rasche Abtransport der Fäkalien kosten-
los von der Aare übernommen. Beim Kübelsystem erfolgte der manuelle Ab-
transport durch einen Abfuhrdienst. Der Abtransport der Fässer – so die
Befürchtung der Kommissionsmehrheit – würde sich gerade in den Häusern
der Innenstadt mit verwinkelten Innenhöfen als aufwändig erweisen und sei
mit Belästigungen der Bewohnerinnen und Bewohner verbunden.

Die von den Kübelsystem-Befürwortern stets positiv hervorgehobene
Möglichkeit, durch den Verkauf des Fäkaldüngers einen Ertrag zu erwirt-
schaften, erschien der Kanalisationskommission und den Räten der Stadt
Bern höchst risikoreich, zudem unterliege die Bereitschaft der Landwirte,
den Fäkaldünger zu übernehmen, saisonalen Schwankungen. Die Kommis-
sionsmehrheit sah diese Befürchtungen durch die negativen Resultate in Zü-
rich bestätigt. Viel versprechender erschien ihr der Einbau von Wasserklo-
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Abb. 5 Die neuen Reinlichkeitsvorstellungen des städtischen Bürgertums erhöhten ab
Mitte des 19. Jahrhunderts die Nachfrage nach Hygienemöbeln wie Badewannen, Du-
schen, Toilettentischen, Dampfbädern, Bidets und Wasserklosetts. Um die Jahrhundert-
wende gab es immer mehr Firmen, die sich auf den Verkauf und die Installation dieser
Artikel spezialisierten, wie die Firma Troesch in Bern. Die beiden WC-Modelle wurden
1918 im Katalog dieser Firma angeboten.
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setts in den Wohnungen, weil dadurch mehr Wasser verbraucht und der Er-
trag der städtischen Wassergebühren ansteigen würde. Die Gemeinde
schätzte den Verkauf von Wasser langfristig als lukrativer ein als den Ver-
kauf von Fäkaldünger. Der von Vogt als negativ dargestellte Verlust des
Fäkaldüngers und die Gefahr der Bodenverunreinigung durch die Kanäle
hatten keinen Einfluss auf den Systementscheid.

Die Diskussion, wie die Abwasserentsorgung in Bern verbessert und er-
neuert werden könnte, wurde von Hygienikern wie Vogt und Ziegler und
von der Sanitätskommission lanciert. Der Entscheid über die Systemwahl
wurde jedoch von der Kanalisationskommission einstimmig zugunsten des
Schwemmsystems gefällt und danach vom Gemeinderat und vom Grossen
Stadtrat diskussionslos übernommen. Offenbar reichte der Einfluss der Hy-
gieniker, die sich mehrheitlich für die Wahl des Kübelsystems einsetzten, aus,
um die Abwasserentsorgungsfrage auf die politische Agenda zu setzen. Bei
der Systemwahl für die Innenstadt waren aber nicht mehr die theoretisch-
wissenschaftlichen Argumente der Fäkaltonnen-Befürworter entscheidend,
sondern die Voraussetzungen und Rahmenbedingungen, die durch die geo-
grafische Lage der Stadt und durch die bestehende Hochdruckwasserversor-
gung gegeben waren, sowie die vorhandenen positiven Erfahrungen mit den
Ehgräben beziehungsweise negativen Erfahrungen mit dem Kübelsystem.

4. Umsetzung der Schwemmkanalisation

Netzausbau

Nachdem sich die Stadt 1872 für die Einführung der Schwemmkanalisation
entschieden hatte, verdichtete und vervollständigte sie in den folgenden Jahr-
zehnten zunächst das Kanalnetz in der Innenstadt und ab den 1880er-Jahren
auch in den Aussenquartieren. Mit dem Netzausbau verstärkte sie zudem die
Normierung des Kanalbaus.

Die Intensität der Bautätigkeit lässt sich an der Ausdehnung des Kanal-
netzes ablesen. Die Länge der 1872 vorhandenen Kanalbauten ist nicht ge-
nau bekannt. In einem Bericht des Tiefbauamtes aus dem Jahre 1989 findet
sich die Angabe von schätzungsweise acht Kilometern, welche sich in etwa
mit den Einträgen der vor 1872 erstellten Kloaken auf einem Plan aus dem
Jahr 1879 deckt.62 Gemäss Stadtingenieur Armin Reber betrug die gesamte
Länge des Netzes 1893 bereits 73 Kilometer. Innerhalb von 21 Jahren waren
demnach zirka 65 Kilometer unterirdische Kanäle errichtet worden. In den
folgenden Jahren dehnte sich das Netz weiter aus auf 84 Kilometer im Jahr
1900 und auf 99 Kilometer im Jahr 1910.63 Anhand dieser Zahlen zeigt sich,
dass zwischen 1872 und 1893 am intensivsten gebaut wurde.
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Verdichtung und Vervollständigung des Netzes in der Innenstadt

Der 1872 gefällte Grundsatzentscheid zugunsten der Einführung der
Schwemmkanalisation in der Innenstadt hatte zur Folge, dass die bereits be-
stehenden Ehgräben nach und nach mit neu erstellten Kanälen ergänzt wur-
den und das Kanalnetz vervollständigt und verdichtet wurde. Gemäss den
Verwaltungsberichten der Stadt Bern wies zwischen 1872 und 1875 insbe-
sondere das Rote Quartier (oberster Bereich der Altstadt zwischen Käfig-
turm und Bahnhof) eine hohe Kanalbautätigkeit auf. 1885 folgte nach lang-
wierigen Verhandlungen die Lösung der Abwasserentsorgung im Bereich
Postgasse-Nydeggstalden.

Damit war die Bautätigkeit in der Innenstadt mehrheitlich abgeschlos-
sen, und die meisten Häuser waren an ein flächendeckendes Kanalnetz ange-
schlossen. Die 1896 von Carl Landolt durchgeführte Wohnungsenquete, die
unter anderem die Abtrittsverhältnisse und die Art des Entsorgungssystems
erhob, ermittelte für die ganze Innenstadt eine Kanalisations-Anschluss-
quote von 95 Prozent aller Wohnungen. Die Wohnungen der Spitalgasse,
die zu Beginn der 1870er-Jahre noch Entsorgungsprobleme verursachten,

Abb. 6 Die Länge des Kanalnetzes in der Stadt Bern nahm zwischen 1872 und 1893
sprunghaft zu, weil damals das Basisnetz erstellt wurde. Danach stieg die Gesamtlänge
kontinuierlich an.
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wiesen nun beispielsweise eine Anschlussquote von 99 Prozent auf. Auch
die lange Zeit unbefriedigende Abwasserentsorgung im Bereich Stalden-
Matte hatten sich insofern verbessert, als dort nun immerhin 77 Prozent
der Wohnungen an die Kanalisation angeschlossen waren.64

Dass die Verdichtung der Kanalisation zuerst in der Innenstadt erfolgte,
lässt sich damit erklären, dass zum einen der Problemdruck im dicht besie-
delten Altstadtbereich am stärksten war. Zum andern war durch den Be-
schluss des Grossen Stadtrates von 1872 und durch die 1876 in Kraft gesetzte
Kloakenverordnung der Anschluss an die Schwemmkanalisation innerhalb
einer Übergangsfrist bis zum Jahr 1885 vorerst nur für die Innenstadt vorge-
schrieben.

Umsetzung der Kanalisation in den Aussenquartieren

Die Aussenquartiere waren in den 1870er-Jahren nur vereinzelt mit kosten-
günstigen Dolenanlagen ausgestattet worden. So wurde 1875 bis 1877 in
der Lorraine eine Dolenanlage mit einer Verbindung zur Militäranstalt im
Breitenrain und 1876/77 eine im Mattenhof erstellt. Erst in den 1880er-Jah-
ren begann der Kanalbau in den Aussenquartieren flächendeckend. Mit ei-
nem grösseren Bauprojekt erfolgte 1882/83 die Erschliessung des neuen In-
selspitals mit einem Kanal, welcher der Laupenstrasse und dem heutigen
Bollwerk entlang Richtung Aare führte.

Die zunehmend dichtere Überbauung in den Aussenquartieren führte zu
erneuten Abwasserentsorgungsproblemen. Im Verwaltungsbericht wurde
die zwischen 1884 und 1887 gebaute Kanalisation der Länggasse mit dem
Zweck begründet, «den eingetretenen sanitarischen Missständen in diesem
stark bevölkerten Quartier Abhülfe zu verschaffen» und es «soll den Übel-
ständen, die sich nach der Überbauung des Länggassplateaus wegen man-
gelnden Ablaufes erzeigt, durch die Kanalisation abgeholfen werden.»65

Als zweites Grossprojekt folgte ab 1894 die Kanalisation des Matten-
hof-Weissenbühl-Quartiers. Wie in der Länggasse war auch im Mattenhof
und Weissenbühl die verstärkte Bautätigkeit und Besiedlung Anlass zur Pro-
jektierung ausgedehnter Kanalbauten. Obwohl im Mattenhof bereits 1876
eine erste Dole längs der Belpstrasse mit Ausmündung in den Sulgenbach
errichtet worden war, genügte diese offenbar für die anfallende Abwasser-
menge in den 1890er-Jahren nicht mehr. Im Verwaltungsbericht von 1892
findet sich dazu folgende Einschätzung: «So lange ein Quartier nur aus ein-
zelstehenden Häusern mit Gärten besteht, hat der Mangel einer durchgrei-
fenden Kanalisation keine sehr empfindlichen Nachteile; die Sache ändert
sich aber in dem Masse, als die Überbauung zunimmt und ganze Reihen
zusammenhängender Häuser entstehen, wodurch dann ganz unhaltbare Zu-
stände herbeigeführt werden.»66
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Die Kanalbautätigkeit brach im Bereich Mattenhof-Weissenbühl ab
1894 bis nach der Jahrhundertwende nicht mehr ab. In der Länggasse wurde
das Kanalnetz ebenfalls ab 1894 weiter ausgebaut. Nach der Jahrhundert-
wende ergaben sich weitere Kanalbau-Schwerpunkte im Spitalacker (vor al-
lem 1901 bis 1905 und nach 1909), im Wylerfeld und im Kirchenfeld.67

Kurz nach 1900 umfasste das Kanalnetz ungefähr das bis dahin überbaute
Gemeindegebiet.

Aufgrund der Wohnungsenquete von Landolt ergibt sich im Jahr 1896
für das gesamte Gemeindegebiet folgendes Bild: 69 Prozent aller Wohnun-
gen auf dem Gemeindegebiet leiteten ihr Abwasser in die Kanalisation ab, 30
Prozent benutzten noch Abtrittgruben. Eine verschwindend kleine Zahl von
21 der insgesamt 10 614 untersuchten Wohnungen verwendeten das Kübel-
system, und 1 Prozent leitete das Abwasser direkt in ein Fliessgewässer ab.
Folgende Aussenquartiere wiesen 1896 eine Kanalisations-Anschlussquote
der Wohnungen von über 60 Prozent auf: Stadtbach (90 Prozent), Kirchen-
feld (81), Länggasse (74), Gryphenhübeli (73), Brunnadern (70), Mattenhof

Abb. 7 Für den Unterhalt und die Reinigung der Kanalisation war die Gemeinde verant-
wortlich. 1876 beschäftigte die Baudirektion fünf Mann, 1912 umfasste der «Kloaken-
dienst» sieben Angestellte. Abgebildet ist die «Kloakenmannschaft» – so der Titel der
Foto – um 1910 mit Arbeitsgeräten zur Säuberung der Kanäle, Lampen und hochschaf-
tigen Stiefeln, die auf die Arbeit in den nassen, dunklen Kanälen hinweisen.
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(67), Lorraine (67) und Enge (64). In der Muesmatt leiteten 57 Prozent der
Wohnungen ihr Abwasser in die Kanalisation.68

Nebst typischen Oberschichtquartieren wie dem Kirchenfeld und dem
Stadtbach waren auch Unterschichtquartiere wie die Lorraine und Quartiere
mit gemischter Bevölkerungsstruktur (Mattenhof, Muesmatt, Länggasse
und Enge) relativ gut erschlossen.69 Die Ausdehnung des Kanalisationsnet-
zes hing somit sicher auch, aber nicht ausschliesslich, von der sozialen Stel-
lung der Quartierbewohnerinnen und -bewohner ab.

Diese Einschätzung bestätigt auch die Zusammenstellung über den Zu-
sammenhang zwischen sozialer Schicht und Art der Abwasserentsorgung in
Landolts Bericht. 79 Prozent der Wohnungen mit einem Haushaltvorstand,
den Landolt der Ober- oder der Mittelschicht zuordnete, besassen einen An-
schluss an die Kanalisation. Die Wohnungen mit einem Haushaltvorstand,
welcher der Unterschicht angehörte, wiesen mit 61 Prozent eine tiefere, aber
immer noch bedeutende Anschlussquote auf.70

Konsolidierung und Normierung

Gegen die Jahrhundertwende hin hatte sich die Schwemmkanalisation in der
Stadt Bern weitgehend konsolidiert. Nachdem für die Innenstadt bereits seit
1876 eine Kloakenverordnung bestand, wurde die Anschluss- und Beitrags-
pflicht der Grundeigentümer in den Aussenquartieren zuerst durch quartier-
weise gültige Bestimmungen geregelt und ab 1901 durch eine allgemein
gültige Verordnung festgehalten.71 Die Baudirektion erhielt damit die Kom-
petenz, Grund- und Hauseigentümer in den Aussenquartieren zum An-
schluss an und zur Durchleitung von Kanälen zu verpflichten. Das Verfahren
und die Einkaufssumme für anzuschliessende Gebäude wurde einheitlich
festgelegt, und die im Regulativ festgeschriebenen technischen Bauvorschrif-
ten führten zu einer verstärkten Normierung des gesamten Kanalnetzes. Da-
mit schuf die Stadt die Rahmenbedingungen, um den Netzausbau möglichst
ohne administrative Probleme ausführen zu können. Gleichzeitig legte
sie die öffentlichen und privaten Rechte und Pflichten fest und erhöhte
den Druck auf die Hausbesitzer, sich an die Schwemmkanalisation anzu-
schliessen.

Ein Zeichen des hohen Durchsetzungsvermögens der Kanalisation ist
der Systemwechsel in den Schulhäusern. Die Schwemmkanalisation setzte
sich in den Schulhäusern klar gegenüber dem Kübelsystem durch, sobald die
Möglichkeit zum Anschluss an einen Kanalstrang bestand. So wurde das seit
1868 mit dem Kübelsystem ausgestattete Sulgenbachschulhaus 1895 an die
Mattenhof-Kanalisation angeschlossen, und im Lorraineschulhaus erfolgte
1882 ein Wechsel vom Tonnensystem zu einer Abtrittgrube, die mit einem
Überlauf an die Lorrainedole angeschlossen war.
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5. Fazit

Der in der Einleitung von Stadtschreiber Wyss 1870 beschriebene «Streit
über die Abortsysteme» wurde durch den Grundsatzentscheid der Gemeinde
1872 zwar noch nicht ganz beendet, leitete aber den Siegeszug der
Schwemmkanalisation ein. Die Befürworter des Kübelsystems mussten ge-
gen die Jahrhundertwende hin einsehen, dass sich die von ihnen favorisierte
Technik nicht durchsetzen liess. In einem Bericht über «Die Frage der Schul-
hygiene in der Stadt Bern» aus dem Jahre 1889, worin einmal mehr in einem
speziellen Kapitel die Frage der Abortsysteme diskutiert wurde, kamen die

Abb. 8 Ein markantes Grossprojekt des Tiefbauamtes der Stadt Bern war der zwischen
1923 und 1926 erstellte, 1040 Meter lange Sulgenbachstollen. Dank diesem gelangte das
Abwasser aus dem westlichen und südwestlichen Teil der Stadt erst unterhalb der Lorrai-
nebrücke in die Aare, was die Verunreinigung des Aarewassers zwischen Marzili und
Lorraine stark verminderte. Die während der Bauarbeiten entstandene Foto zeigt eine
Innenansicht des Stollens und verdeutlicht dessen ausserordentliche Grösse.
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dafür zuständigen Mediziner und Hygieniker zum Schluss, dass das Kübel-
oder Tonnensystem «aus sanitarischen und nationalökonomischen Grün-
den» das beste wäre. Gleichzeitig mussten sie jedoch eingestehen, dass dieses
System nur funktionierte, wenn ein gut organisiertes Abfuhrsystem bestand.
Leicht resigniert hielt der Bericht zum Schluss fest, dass in Bern die
Schwemmkanalisation bereits allgemein eingeführt sei und somit nichts an-
deres übrig bleibe, «als sich da, wo dies möglich ist, an das bereits einge-
führte System anzuschliessen».72

Rückblickend zeigt sich, dass dem Streit um die Abortsysteme eine län-
gere Phase der Destabilisierung vorausgegangen war. Das seit dem Mittel-
alter bestehende Entsorgungssystem stiess um die Jahrhundertmitte an seine
Kapazitätsgrenzen. Trinkwasser, das durch versickerndes Abwasser verun-
reinigt war, bildete mehrmals den Ausgangspunkt von Typhusepidemien in
der Stadt. So gerieten offene und überlaufende Senkgruben, Ehgräben sowie
Morastsammler als Gefahrenherde für Krankheiten in Verruf.

Nach der Einführung der neuen Trinkwasserversorgung 1869 ver-
schärfte sich das Abwasserentsorgungsproblem weiter. In dieser Situation
erwies sich für die Stadt die Schwemmkanalisation eindeutig als vorteil-
haftere Lösung als der kübelweise Abtransport des Abwassers. Für Bern
wirkten sich insbesondere vier Faktoren positiv auf die Wahl der Schwemm-
kanalisation aus, die gleichzeitig das hohe Durchsetzungsvermögen dieses
Systems erklären.

Erstens erfüllte die geografische Lage der Stadt die grundlegenden Vor-
aussetzungen für eine Schwemmkanalisation. Die hohe Fliessgeschwindig-
keit und die grosse Wassermenge der Aare, welche die Stadt auf drei Seiten
umfloss, gewährleisteten, dass die Fäkalien rasch verdünnt und wegge-
schwemmt wurden. Das benötigte Spülwasser für die Kanäle war durch den
Stadtbach und das eben erst aufgebaute Hochdruckwasserleitungsnetz ge-
währleistet. Zudem verfügte die Innenstadt über ein natürliches Gefälle zur
Aare hin, was die Ableitung des Abwassers in den Fluss erleichterte.

Zweitens veränderte sich ab der Jahrhundertmitte die Wahrnehmung
der Stadtbevölkerung gegenüber den Fäkalien. Die Wertschätzung der Ex-
kremente als Düngemittel trat in den Hintergrund, mögliche gesundheitliche
Gefahren, die von Abfällen, Ausdünstungen und Fäkalien ausgehen konn-
ten, rückten in den Vordergrund. Diese Haltung begünstigte ein System, das
die sofortige, unsichtbare, unterirdische und beinahe geruchlose Entsorgung
der Exkremente gewährleistete, gegenüber dem kübelweisen oberirdischen
Abtransport.

Drittens hatte die Einführung der Hochdruckwasserleitung in der Stadt
zur Folge, dass das künftige Abwasserentsorgungssystem mit einem hohen
Wasserverbrauch kompatibel sein musste und diesen wenn möglich noch
steigern sollte, da die Gemeinde als Betreiberin des Wasserwerks an einem
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hohen Wasserverbrauch interessiert war. Die Schwemmkanalisation bot sich
als ideale Ergänzung zur neuen Wasserversorgung an. Grosse Mengen an
verunreinigtem Wasser liessen sich damit problemlos und ohne zusätzli-
chen Aufwand entsorgen. Gleichzeitig verbesserte die durch den erhöhten
Wasserverbrauch anfallende Abwassermenge die Funktionsfähigkeit der
Schwemmkanalisation, da für ausreichend Spülwasser in den Kanälen ge-
sorgt war. Auch die Installation von Wasserklosetts bot kein Problem, son-
dern erhöhte sowohl den Wasserverbrauch – was im Interesse der Gemeinde
war – als auch die Menge des Spülwassers. Dagegen waren die Kübel nur
für das Sammeln von unverwässerten Fäkalstoffen geeignet, und eine hohe
Abwassermenge führte zu Problemen, da die Tonnen in kürzeren Abständen
geleert werden mussten.

Viertens hatte die Gemeinde mehrheitlich positive Erfahrungen mit dem
Bau und Unterhalt der seit dem Mittelalter bestehenden Ehgräben gesam-
melt, die eine Vorstufe zur Schwemmkanalisation bildeten. Im Gegensatz
dazu waren die praktischen Erfahrungen bei den Versuchen mit Kübelanla-
gen hauptsächlich negativ ausgefallen, und die Behörden besassen keine
langjährigen Erfahrungswerte.

Bis zur Jahrhundertwende dehnte sich die Kanalisation über das gesam-
te überbaute Stadtgebiet aus. Die Normierung und Reglementierung der Ka-
nalisation wurde nach 1872 laufend intensiviert, was wiederum einen ver-
stärkten Einsatz der Gemeindebehörden (Baukommission, Baudirektion) bei
der Planung, Kontrolle aber auch beim Unterhalt der Kanalbauten erfor-
derte. In den letzten beiden Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts entwickelte
sich ein fachspezifisches Ingenieurwissen über Kanalbautechnik. Der Kanal-
bau erforderte von der Gemeinde immer mehr auch erhebliche Investitionen.
Grossprojekte konnten zum Teil nur durch Anleihen finanziert werden. Ge-
gen Ende des 19. Jahrhunderts war somit jenes umfassende, normierte, zent-
ral verwaltete, unterirdische Entsorgungssystem mit Dolen, Kanälen und
Spülleitungen entstanden, das wir noch heute täglich gebrauchen.

Das hohe Beharrungsvermögen der Schwemmkanalisation zeigt sich
darin, dass die Kloakenverordnung bis 1956 in Kraft blieb. Eine grundsätz-
liche Änderung der Abwasserentsorgung ergab sich erst 1967 mit der Inbe-
triebnahme der Abwasserreinigungsanlage ARA Neubrück. Bis dahin war
die direkte Entsorgung des Abwassers in die Aare nicht grundsätzlich hinter-
fragt worden. Noch 1930 hielt der zuständige Stadtingenieur an der Vorstel-
lung der Selbstreinigungskraft des Aarewassers fest und sah keinen Bedarf
für eine Kläranlage.73 Das Gefährdungspotenzial, das die umfassende Ent-
sorgung der Abwässer in die Fliessgewässer mit sich brachte, sollte erst im
Laufe des 20. Jahrhunderts erkannt und durch den Bau von Kläranlagen
entschärft werden.
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SAB, E 0, MGR, Bd. 55 (1869), 464. November 1869: Petition der Hauseigentümer des
Staldens Sonnseite betr. Erstellung eines Kloaks entlang ihren Häusern.
SAB, E 0, MGR, Bd. 56 (1870), 90; SAB, E 6, Aktenband Kloaken 1867–1876. Februar 1870:
Petition von 34 Anwohnern der Aarbergergasse betr. Erstellung einer Kloake.
SAB, E 0, MGR, Bd. 62 (1873/74), 1. August 1873: Eingabe des Fuhrunternehmers Bieten-
hard, der eine Dolenanlage in der Lorraine wünscht.
SAB, E 0, MGR, Bd. 62 (1873/74), 96. September 1873: Grundeigentümerleist Lorraine
fordert eine Dolenanlage.
SAB, E 0, MGR, Bd. 63 (1874), 178. Mai 1874: Eingabe der Hausbesitzer am Käfiggässli mit
der Forderung nach einer Kloake.
SAB, E 0, MGR, Bd. 63 (1874), 265. Juni 1874: Eingabe des Grundeigentümerleists Lor-
raine-Breitenrain, der den Anschluss an die geplante Dolenanlage fordert.
SAB, E 0, MGR, Bd. 64 (1874/75), 39. Oktober 1874: Eingabe des Sulgenbachleists betref-
fend die Erstellung einer Kloake.
SAB, E 0, MGR, Bd. 65 (1875), 164. April 1875: Grundeigentümer im Breitenrain fordern
die Fortführung der Lorraine-Dolenanlage bis zu ihren Grundstücken.
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49 Gemeinderat der Stadt Bern: Vortrag des Gemeinderathes an den Grossen Stadtrath über die
Ausdehnung des Kloakennetzes in der «Stadt». Bern, 1872, 4.

50 SAB, E 0, MGR, Bd. 55, 165; SAB, E 6, Aktenband Kloaken 1867–1876. August 1869:
Petition von 13 Anwohnern der Gerbergasse (Matte) betr. Erstellung einer Kloake. SAB,
E 0, MGR, Bd. 56 (1870), 90; SAB, E 6, Aktenband Kloaken 1867–1876. Februar 1870:
Petition von 34 Anwohnern der Aarbergergasse betr. Erstellung einer Kloake.

51 Gemeinderat (wie Anm. 49), 8f.
52 SAB, E 0, Kanalisationskommission: Protokoll der Specialcommission für die Berathung der

Kanalisationsfrage. Vom 3. September 1870 bis 16. Dezember 1871, Sitzungsprotokoll vom
16.12.1871.

53 Kanalisationskommission (wie Anm. 39), 3, 5.
54 Ebenda, 4f.
55 Ebenda, 5.
56 Ebenda, 20. Ähnlich argumentierte die stadträtliche Kommission. Vgl. SAB, E 6, Aktenband

Kloaken 1867–1876, 14, Grosser Stadtrat, Bericht der stadträthlichen Commission über die
Beschlüsse und Anträge des Gemeinderathes betreffend die Ausdehnung des Claokennetzes
in der «Stadt», März 1872.

57 Kanalisationskommission (wie Anm. 39), 5.
58 Kanalisationskommission (wie Anm. 52).
59 Kanalisationskommission (wie Anm. 39), 18f.
60 Ebenda, 5.
61 Ebenda, 17.
62 Vgl. dazu: Tiefbauamt der Stadt Bern: Abwasseranlagen der Stadt Bern. Konzept Kanalisa-

tionsnetz [Typoskript]. Bern, 1989, 7; Tiefbauamt der Stadt Bern: Plan der Stadt. Bern, 1879.
63 Reber, Armin: Stadthygiene. In: Freudiger, Hans et al.: Gesundheit und Sport. Stadthygiene

in Bern. Bern, 1931 (Beitrag zur Statistik der Stadt Bern, Heft 15), 105–114, hier 108.
64 Landolt, Carl: Die Wohnungs-Enquête in der Stadt Bern vom 17. Februar bis März 1896.

Bern, 1899, 434. In der Innenstadt leiteten 4304 der insgesamt 4556 Wohnungen ihr Abwas-
ser in die Kanalisation.

65 VB, 1884, 110; 1885, 128.
66 VB, 1892, 17.
67 VB, 1900, 144. Die Erstellung von Kanälen durch die Gemeinde erfolgte im Kirchenfeld erst

ab 1900. Bis dahin errichtete die private Berne-Land-Company (BLC) die Kanäle, die deshalb
nicht in den Verwaltungsberichten erschienen. Mit Vertragsabschluss vom 11. Juli 1899
gingen sämtliche bis dahin von der BLC erstellten Sammelkanäle im Kirchenfeld an die
Gemeinde über. Ab diesem Zeitpunkt beteiligte sich die Company beim Bau neuer Kanäle mit
50 Prozent der Baukosten, erhielt dafür aber auch 50 Prozent der Einnahmen aus den Ein-
käufen in die neuen Kanäle.

68 Landolt (wie Anm. 64), 434.
69 Ebenda. Bei der Einstufung der Quartiere stütze ich mich auf: Walser, Erasmus: Die Reichen

wohnen, wo sie wollen, die Armen, wo sie müssen. Soziale Segregation und Quartierent-
wicklung in der Stadt Bern von 1850 bis 1930. In: Lüthi, Christian; Meier, Bernhard (Hg.):
Bern – eine Stadt bricht auf. Schauplätze und Geschichten der Berner Stadtentwicklung
zwischen 1798 und 1998, Bern etc., 1998, 181–196, hier 190.

70 Landolt (wie Anm. 64), 440.
71 Gemeinde Bern: Regulativ über die Ableitung der Abwasser im innern und äussern Länggass-

quartier vom 27.4.1885; Regulativ der Gemeinde Bern über die Ableitung der Abwasser in
den Aussenquartieren vom 25.9.1898.

72 Ost, Wilhelm: Die Frage der Schulhygiene in der Stadt Bern. Bern, 1889, 241–243.
73 Reber (wie Anm. 63), 109.
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Martin Körner (1936–2002)

Am 7. Juni 2002 erlag im 66. Lebensjahr Prof. Dr.
phil. Martin Körner einem Krebsleiden, gegen das er
jahrelang mit bewundernswerter Kraft angekämpft
hat.

Martin Körner studierte Theologie in Collonges-
sous-Salève, anschliessend Wirtschafts-, Sozial- und
Allgemeine Geschichte in Genf, wo er bei Jean-Fran-
çois Bergier 1976 promovierte. In seiner Dissertation
untersuchte er die finanziellen Verflechtungen zwi-
schen den eidgenössischen Orten und stellte die gros-
se Bedeutung der französischen Pensionengelder für
deren Staatshaushalte heraus. Er konnte feststellen,
dass sich die finanziellen Verbindungen zwischen den
Städten des Schweizer Raums nach der Reformation
zwar entlang konfessioneller Grenzen neu ausrichte-
ten, die Solidarität unter den Städten aber auch nach der Glaubensspaltung dank der
gemeinsamen Interessenlage bestehen blieb.

Nach seiner Assistenzzeit bei Professor Bergier wirkte er als stellvertretender Lei-
ter der Luzerner Forschungsstelle für Wirtschafts- und Sozialgeschichte. Aus dieser
Tätigkeit ging 1981 sein Buch zu den Luzerner Staatsfinanzen 1415–1798 hervor,
dessen Methode für die europäische Finanzgeschichte grundlegend wurde. Nach ver-
schiedenen Lehraufträgen in der Schweiz und im Ausland wurde er in Genf 1982 zum
ordentlichen Professor für Schweizer- und Regionalgeschichte ernannt, aber bereits
1984 an das Historische Institut der Universität Bern berufen, wo er bis zu seiner
Emeritierung Ende Februar 2002 unterrichtete und forschte.

Die Schwerpunkte von Martin Körners Schaffen lagen in der Wirtschafts- und
Finanzgeschichte der Schweiz im europäischen Zusammenhang, in der Banken-
und Versicherungsgeschichte sowie in der schweizerischen und allgemeinen Stadt-
geschichte. Er hat die Finanzgeschichte immer als Teil einer umfassenderen Geschichte
der Gesellschaft, Politik und der Konfessionen verstanden. Leider war es Martin
Körner nicht mehr vergönnt, eine Bilanz seines mehrjährigen Berner Forschungspro-
jekts zur Geschichte der bernischen Staatsfinanzen vom 16. bis zum 18. Jahrhundert
zu ziehen, das in ersten Publikationen seiner Schüler bereits wesentliche Erkenntnisse
über die bernische Staats- und Wirtschaftsentwicklung im Ancien Régime erbringen
konnte.

Die internationale Anbindung seiner Forschung machte Martin Körner zum will-
kommenen Mitglied zahlreicher wissenschaftlicher und wissenschaftspolitischer Ge-
sellschaften. Er hat die Schweizer Geschichte nicht zuletzt mit mehreren ausführlichen
Beiträgen in europäischen Handbüchern vertreten. Als Mitglied des Vorstandes der
Internationalen Kommission für Städtegeschichte (CIHV) initiierte er einen mehrjäh-
rigen stadtgeschichtlichen Forschungsschwerpunkt, aus dem das dreibändige, epo-
chenübergreifende Werk über «Stadtzerstörung und Wiederaufbau» hervorgegangen
ist (1999–2000). In dieses Projekt flossen innovative Ansätze aus der Umwelt- und
Risikoforschung ein.

Grosses Ansehen und Vertrauen erwarb er sich überdies in der Forschungsförde-
rung: Von 1992 bis 2000 war er Mitglied des Forschungsrates des Schweizerischen
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Nationalfonds, davon 1997 bis 2000 als deren Präsident. Von 1995 bis 2000 wirkte
er als Vizepräsident des Stiftungsrates des Historischen Lexikons der Schweiz (HLS),
für welches er ab 1988 bis zu seinem Tod auch als wissenschaftlicher Berater tätig war.
Seit 1989 war er zudem Vorstandsmitglied des Historischen Vereins des Kantons Bern.
Sein fundiertes Urteil bei der Auswahl der wissenschaftlichen Publikationen hatte
grosses Gewicht und trug zur Qualität der Archivreihe bei.

Martin Körner war ein innovativer Historiker und zugleich die Liebenswürdigkeit
in Person: unprätentiös, zuvorkommend, leise, ausgleichend, offen und unaufdring-
lich, allerdings auch unaufdringlich fordernd, immer sehr präsent und von Grund auf
optimistisch und freundlich im besten, philanthropischen Sinne des Wortes, dazu ein
begeisterter Hochschullehrer, der bei seinen Kolleginnen und Kollegen, Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern sowie den Studierenden in hohem Ansehen stand.

Erika Flückiger, André Holenstein, Rainer C. Schwinges
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Buchbesprechungen

Affolter, Heinrich Christoph et al.: Das höhere Berner Mittelland. Amtsbezirke
Schwarzenburg, Seftigen, Thun, Konolfingen, Signau und Trachselwald. Bern:
Stämpfli, Basel: Schweizerische Gesellschaft für Volkskunde, 2001 (Die Bauernhäuser
des Kantons Bern, Band 2) (Die Bauernhäuser der Schweiz, Band 28). 680 S., ill.

Es hat in der Schweiz Tradition, dass besonders schöne Bücher sich der ländlichen
Architektur und Kultur annehmen. Dies galt besonders für Richard Weiss’ «Häuser
und Landschaften der Schweiz»; der gleiche Gedanke geht wohl auch vielen Leserin-
nen und Lesern durch den Kopf, die den zweiten Berner Band der «Bauernhäuser der
Schweiz» zur Hand nehmen. Das in mehrfacher Hinsicht gewichtige Werk stellt, ein
gutes Jahrzehnt nach Erscheinen des Oberland-Bandes, das höhere Berner Mittelland
vor. Die Leitung des Unternehmens lag bei Heinrich Christoph Affolter. Im Vergleich
zum ersten Berner Band, aber auch früheren Beiträgen der 1965 begründeten Reihe,
sind Elemente einer methodischen und thematischen Neuorientierung sichtbar. Nebst
bewährten Normen der Schweizerischen Gesellschaft für Volkskunde tauchen neue
Themen wie zum Beispiel das Kapitel über bäuerliche Wohnkultur im 20. Jahrhun-
dert auf.

Der erste Abschnitt von Christian Pfister und Thomas Jahn vertieft historisch-
genealogisches Wissen mit umfangreichem Datenmaterial, vor allem zur Agrar- und
Sozialgeschichte. Den beschränkten Platz nutzen die Autoren, indem sie die Fakten mit
knappen Ausführungen darlegen. Vieles, was im Text ungesagt bleiben muss, wird in
den sorgfältig zusammengestellten Abbildungen und Diagrammen deutlich. Kapitel
wie jenes über die Bevölkerungsgeschichte lassen die menschlichen Schicksale er-
ahnen, welche von den strukturellen Entwicklungen tief geprägt wurden.

Im umfangreichsten Buchteil liefert Affolter einen kurzweiligen und fundierten
Überblick über die Hausgattungen, welche im Untersuchungsgebiet in beeindrucken-
der Vielfalt anzutreffen sind. Dabei wird immer wieder auf die Einbettung der Sied-
lungen und Objekte in die Kulturlandschaft hingewiesen und mittels Kastentexten auf
Detailfragen fokussiert.

Im Abschnitt über die konstruktiv-statischen Grundlagen vermitteln Hans Wenk
und Benno Furrer spannende Einblicke in die Kunst der Zimmerleute. Ausgeprägter
als in anderen Kapiteln wird hier auf dem entsprechenden Kapitel des Oberländer
Bandes aufgebaut; folgerichtig widmen sich die Autoren insbesondere der Techno-
logie, der Organisation und Prozessen des Bauens. Dies geht nicht immer ohne Fach-
terminologie, die als Adressaten primär den professionellen Holzbauer anspricht.
Hervorragende Tabellen und Schemata runden den Text ab.

Im Katalog der Schmuck- und Detailformen gelingt es Doris Amacher, formale
Entwicklungen anschaulich zu systematisieren. Die beeindruckende künstlerische
Potenz des ländlichen Kulturschaffens ist auch eine Aufforderung an die Kunst- und
Architekturgeschichte, die ländliche Architektur mit neuen Fragestellungen zu unter-
suchen.

Spätestens seit 1900 machen linguistische und volkskundliche Untersuchungen
neben der Konstruktionsanalyse den Schwerpunkt der Bauernhausforschung aus;
viele Fragen in diesen Bereichen sind daher erschöpfend abgehandelt worden. Den-
noch gelingt es Affolter, den Appetit der Lesenden auf Neues in dieser Sparte zu
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wecken – wenn nicht mit den Würsten im Rauchgaden, so doch bestimmt mit Beispie-
len okkulter Handlungen und Objekte. Das Kapitel wird von Thomas Hengartners
Betrachtungen zur Wohnkultur des 20. Jahrhunderts abgerundet. Nachdem schon die
historische Einführung wesentliche Themen des 20. Jahrhunderts angesprochen hat,
wird hier schmerzlich spürbar, dass Architekturbeispiele aus jüngerer Vergangenheit
ausgeklammert bleiben.

Zum Schluss des Buches stellt Affolter 49 ausgewählte Bauten vor. Die Lektüre
in diesem Buchteil ist dank der hochwertigen Pläne, Texte und Abbildungen ein
besonderes Vergnügen. Die Informationen über Bauherren, Künstler und Besitzer-
geschichten stellen eindrücklich unter Beweis, wie sehr diese Architektur in einen
umfassenden Kontext eingebettet zu werden verdient. Leider werden die zwei voran-
gestellten Typologien nach Affolter und Wenk nicht einheitlich verwendet.

Im Vergleich zum ersten Band der Reihe, Christoph Simonetts «Bauernhäuser des
Kantons Graubünden» von 1965, ist der neue Berner Band gut doppelt so dick,
umfasst ein Vierfaches an Text und bringt im Anhang rund zehnmal so viele Fussnoten
unter (1327 sind es insgesamt). Dies wirft elementare Fragen auf: Wie sinnvoll ist es,
Fussnoten im Anhang zu platzieren oder das Sachregister als Ersatz für ein Glossar zu
konzipieren, wenn der Umfang ein schnelles Blättern verunmöglicht? Wäre es daher
möglich, die drei Register zusammenzulegen? Mit Blick auf den Umfang muss auch
gefragt werden, auf welche Buchteile hätte verzichtet werden können. Grundsätzlich
herrscht unter den Kapiteln ein ausgewogenes Verhältnis. Lediglich statt der in den
Anhang verbannten Zusammenfassung, die bereits Gesagtes wiederholt, hätte man
gerne einige persönlich-interpretative Betrachtungen über Wesenszüge und Qualität
der präsentierten Architektur gelesen. Gänzlich überflüssig wirkt die französische
Übersetzung der Zusammenfassung; sie dürfte von niemandem gesucht und gefunden
werden, der nicht auch den Rest des Buches versteht. Zu einer wesentlichen Reduktion
des Umfangs hätte eine andere Aufteilung des Untersuchungsgebiets beitragen kön-
nen, zumal die Haustypologie in Kapitel zu den Gebieten rechts und links der Aare
aufgeteilt ist: Trotz naturräumlicher Ähnlichkeiten zwischen dem östlichen und west-
lichen Hügelland haben die politischen und kulturellen Verhältnisse zu zwei gänzlich
unterschiedlichen Hauslandschaften geführt, nebst denen vielleicht als dritte das
Aare- und das Gürbetal gesondert hätten betrachtet werden können. Doch im Grunde
genommen verschafft gerade die Gegenüberstellung des vernachlässigten Schwarzen-
burgerlandes und des viel beachteten Emmentals Einblick in tiefe Klüfte im politischen
Gebilde Bern – eine ungewollte, aber deutliche Aussage.

Längst sind die Bauernhausbände nicht mehr die regional ausgerichteten Bestim-
mungs- und Datierungsfibeln, als die sie ursprünglich konzipiert wurden. Die topo-
grafische Einteilung der Bände erscheint zum Beispiel mit Blick auf das bautechnisch-
konstruktive Kapitel als Hypothek, da dieses Inhalte anspricht, die auch für andere
Hauslandschaften relevant sind. Jean-Pierre Anderegg hat in seiner Rezension des
ersten Bandes in der «Berner Zeitschrift» darauf hingewiesen, dass die «Bauernhäuser
im Kanton Bern» nicht als Inventarwerk beziehungsweise flächendeckende Kunst-
topografie ausgelegt zu werden brauchen, da ja das kantonale Bauinventar diese Auf-
gabe ergänzend wahrnimmt. Tatsächlich profitiert das Buch in seinen besten Teilen
von den aus dieser Konstellation entstehenden Freiheiten. So sind die kunstführerartig
konzipierten Baumonografien eigentliche Schlüsselstudien punkto Dichte, Verständ-
lichkeit und Aussagekraft.

Für kommende Bände öffnen sich hier Möglichkeiten, um Fragestellungen und
Beobachtungshorizont nochmals zu erweitern. Man denkt zum Beispiel an das
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Bauernhaus als Hort nationaler Identität, an Jeremias Gotthelf, der mit den Schachen
und Eggen des Emmentals gleichsam auch Höhen und Tiefen der menschlichen Seele
ausgeleuchtet hatte, an Franz Schnyder, der Häuser und Landschaften zu mythologi-
schen Stätten stilisierte usw. Das Bauernhaus wird nicht nur als hoch stehendes, kunst-
handwerkliches Produkt oder ökonomische Funktionseinheit, sondern vermehrt auch
als Projektionsfläche urbaner Sehnsüchte zu untersuchen sein. Ein weiteres Thema
könnte die Wechselwirkung zwischen herrschaftlicher und bäuerlicher Architektur
werden. Die Grenze zwischen den beiden Bereichen ist von der Bauernhausforschung
bislang mit erstaunlicher Selbstgenügsamkeit akzeptiert worden. Besonders interes-
sant wäre es, den belebenden Austausch zwischen urbanen und ländlichen Gebieten
zu untersuchen. Die ländlichen Artefakte waren bei weitem nicht so «anonym» und
«naiv», wie es Ideologen hüben und drüben immer gerne gesehen haben.

Solche Überlegungen sind im besprochenen Band nicht ausführlich diskutiert. Aber
die Dynamik des Buches zielt nebst den Fragestellungen, die bereits jetzt vorzüglich
vertreten sind, auf Ansätze, die solche Inhalte angemessen reflektieren. Um die fan-
tastische Architektur, die das Thema ist, besser kennen zu lernen und als Teil unserer
Kultur zu begreifen, wird es sich lohnen, den Weg in die eingeschlagene Richtung
weiter zu verfolgen.

Christoph Schläppi

Ehrstine, Glenn: Theater, culture, and community in reformation Bern, 1523–1555.
Leiden etc.: Brill, 2002 (Studies in medieval and reformation thought, vol. 85). XVIII,
346 S., ill.

Die evangelische Botschaft wurde schon im Reformationszeitalter multimedial an das
Publikum vermittelt. Dies zeigt am Berner Beispiel der amerikanische Literaturwissen-
schaftler Glenn Ehrstine mit seiner Untersuchung der verschiedenen Medien – ge-
druckte Bilder und Schriften, Psalmen, Lieder und Theaterspiele – und deren sich
wandelnder Nutzung. Er verarbeitet die reiche, aber verstreute kunsthistorische,
historische, literatur-, theater- und musikwissenschaftliche Literatur zu einer beein-
druckenden interdisziplinären Synthese. Die englische Sprache und der renommierte
niederländische Verlag werden ihr weltweite Aufmerksamkeit sichern.

Im Zentrum steht einerseits die Textanalyse der kürzlich neu edierten Theater-
stücke Niklaus Manuels und Hans von Rütes. Andererseits rekonstruiert Ehrstine
die Aufführungspraxis, die er mit 42 vorbildlich kommentierten und interpretierten
schwarzweissen Abbildungen und den Theaterliedern im Anhang dokumentiert. Vier
Register erschliessen das spannend und verständlich geschriebene Werk.

War die Theaterbühne in den 1520er-Jahren für Manuels Fastnachtsspiele noch
der Ort der subversiven Reformationspropaganda gegen die anfänglich altgläubige
Haltung der Ratsmehrheit, so geriet die Bühne nach der Einführung der Reformation
1528 unter obrigkeitliche Kontrolle. Dabei liess der Rat zwar die Stücke von Theo-
logen vorab zensieren, gewährte aber auch finanzielle Unterstützung für die Auf-
führungen oder stellte aus der Burgunderbeute und aus den säkularisierten Klöstern
Requisiten zur Verfügung. Im nachreformatorischen Theater brachte von Rüte bib-
lische Stoffe zur Aufführung. Inhaltlich propagierte er, selbst Mitglied des Grossen
Rates und Gerichtsschreiber, die gemässigt zwinglianische Linie des Rates. Einheit im
Glauben geriet zur patriotischen Tugend.

Aus theatergeschichtlicher Perspektive wurden Traditionen des Fastnachtsspiels,
der katholischen Liturgie und des humanistischen Theaters neu kombiniert. Ehrstine
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betont insbesondere die visuellen und musikalischen Elemente. Das mag erstaunen
angesichts der Bilder- und Musikfeindlichkeit der zwinglianischen Theologie und der
Berner reformatorischen Praxis – erinnert sei an den Bildersturm im Münster 1528.
Mit überzeugenden Argumenten zeigt der Autor jedoch, dass sich Komposition und
Inszenierung der Theaterstücke stark an visuelle Vorbilder hielten. So kann Niklaus
Manuels Fastnachtsspiel «Von Papst und Christi Gegensatz» (1523) als Theatralisie-
rung der Illustration eines reformatorischen Propagandaflugblattes von Lukas Cra-
nach dem Älteren verstanden werden und von Rütes Osterspiel (1552) als szenische
Umsetzung zeitgenössischer Illustrationen der Offenbarung des Johannes. In alter
Theatertradition organisierten Manuel und vor allem von Rüte den Bühnenraum so
antithetisch wie ihre Stücke: die Guten standen den Schlechten gegenüber – je nach
politisch aktuellem Kontext waren es Christen gegen Heiden, Reformierte gegen
Katholiken, Zwinglianer gegen Lutheraner, Calvinisten oder Täufer. Neu war die
konsequente räumliche Trennung himmlischer und irdischer Figuren. In allen Stücken
traten Protagonisten auf, die das Geschehen im Sinne des Autors kommentierten und
dem Publikum dadurch erklärten, wie es das Dargebotene zu verstehen habe.

Nach der Reformation durfte im Münster bis 1558 überhaupt nicht, von 1558
bis 1574 nur von den Knaben gesungen und musiziert werden. Die Stücke von
Rütes hingegen integrierten spätestens seit 1538 nicht nur Lieder und Psalmen loka-
ler Komponisten wie Cosmas Alder und Johannes Wannenmacher, sondern boten
Schauspielern, Chor und Publikum auch die einzige Gelegenheit zum öffentlichen
Gemeindegesang. Dies unterstrich den partizipativen Charakter des Theaters. An den
Aufführungen waren zahlreiche Bürger und Zünfte als Laienschauspieler, Bühnen-
bauer, Kostümschneider usw. beteiligt, was die oft zwei Tage dauernden Aufführun-
gen zu identitätsstiftenden Gemeinschaftserlebnissen werden liess.

Waren der Einsatz von Musik (sogar derselben Melodien), die Inszenierungstech-
niken und das partizipative Theater überkonfessionell gemeinsam, so nahmen die
direkt auf die örtlichen Konstellationen bezogenen Inhalte der Lied- und Sprechtexte
die reformierte Position ein. Zudem sollte das biblische Theater gemäss reforma-
torischer Überzeugung durch die sinnliche Präsentation vorbildlicher biblischer Ge-
schichten nicht etwa zur Verehrung von Bildern (Götzen) und Personen (Heiligen)
führen, sondern vielmehr zur Reflexion über Gut und Böse sowie zur Nachahmung
des richtigen Glaubens anregen. Wie nah Gott durch die audiovisuell vermittelte
Heilsbotschaft den Zeitgenossen schien, hielt der in Bern wirkende Drucker Mathias
Apiarius 1555 im Vorwort zu von Rütes «Goliath» fest: «Dann warlich redt yetz Gott
mitt vns / vff mancherley wyß / vnd helt vns syn heiligs wort für nit allein mit predigen
/ sonder auch mit trucken / mit schrifften / mit Psalmen vnd geistlichen liedern / vnd
durch zierliche spil / mit welchen die fürnemern geschichten auß H. Schrifft gezogen
[und] den lütten vor die ougen gestellet werden, dz wir wol sagen mügen die wyßheit
Gottes rüff vnd schryge vff der gassen.»

Andreas Würgler

Boschung, Urs et al. (Hrsg.): Repertorium zu Albrecht von Hallers Korrespondenz
1724–1777. Basel: Schwabe, 2002 (Studia Halleriana, VII, 1–2). 2 Bde., 1 CD-ROM.

Das interdisziplinäre Berner Haller-Projekt um den Medizinhistoriker Urs Boschung
präsentiert mit diesem Repertorium zwei gewichtige und schön gestaltete Bände, die
nicht nur die Haller-Forschung auf eine neue Grundlage stellen, sondern auch zahlrei-
che weitere Forschungsrichtungen. Das Repertorium bietet eine systematische Über-
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sicht über die Korrespondenz des Berner Universalgelehrten Albrecht von Haller
(1708–1777), von dem für den Zeitraum 1724–1777 rund 17 000 Briefe überliefert
sind. Weil Haller das Geld fehlte, um seine ausgehende Korrespondenz kopieren zu
lassen, sind nur rund 3700 seiner Briefe erhalten, die in jahrelanger Arbeit aus Biblio-
theken in ganz Europa zusammengesucht werden mussten. Weil Haller umgekehrt
schon im Alter von 15 Jahren beschloss, die an ihn gerichteten Briefe aufzubewahren,
sind davon rund 13300 überliefert worden. Er erhielt – und beantwortete in der
Regel – während gut 50 Jahren im Durchschnitt täglich einen Brief von meist mehre-
ren Seiten Länge. Die Korrespondenz eines Wissenschaftlers, Dichters, Politikers und
Privatmannes ist somit in grossem Umfang dokumentiert, auch wenn durch Säube-
rungsaktionen seines Sohnes Rudolf Emanuel in den 1820er-Jahren und durch die
Entwendung der Briefe berühmter Absender wie Imanuel Kant oder Voltaire aus der
Stadtbibliothek im 19. Jahrhundert einige 100 Briefe verloren sind.

Das Repertorium verzeichnet die Korrespondenzen mit den 1150 Briefpartnern
und 50 Briefpartnerinnen mit Datum, Absender, Sprache, Umfang, Aufbewahrungs-
ort und Hinweis auf Editionen (falls vorhanden). Zudem wird der Inhalt der Briefe
kleinerer Korrespondenzen (bis fünf Briefe) referiert. Mittlere Korrespondenzen (6 bis
30 Briefe) sind nicht mehr Brief für Brief, sondern nur noch insgesamt zusammenge-
fasst. Grosse Briefwechsel (31 bis 1500 Briefe) werden aufgrund von exemplarischen
Auswahlen und Stichproben thematisch beschrieben. Nur auf diese Weise war es
möglich, in nützlicher Frist (zehn Jahre Bearbeitungszeit) den riesigen Bestand der
Burgerbibliothek, wo 75 Prozent der Haller-Korrespondenz aufbewahrt werden, für
die internationale Forschung zu erschliessen. Die grossen Briefwechsel sind mit einer
Abbildung – Porträt des Briefpartners, Titelblatt einer Publikation oder Schrift-
probe – optisch hervorgehoben. Alle Korrespondenten und Korrespondentinnen wer-
den in sehr nützlichen standardisierten Kurzbiografien vorgestellt. Der zweite Band
enthält neben Korrespondenten-, Personen-, Orts- und Sachregister ein Verzeichnis
der erwähnten Werke und Periodika sowie ein chronologisch und ein nach Absende-
orten gegliedertes Briefregister. Auf der beiliegenden CD-ROM kann der Volltext der
Bände in einer PDF-Datei mit Suchbefehlen durchforstet werden. Eine separate
Briefdatei ermöglicht zudem statistische Abfragen nach Datum, Absender/Empfänger,
Absende-/Empfangsort und Briefrichtung (Briefe von Haller oder an Haller).

Einleitende Texte des Herausgeberteams erläutern die Finanzierung des Pro-
jektes – durch den Schweizerischen Nationalfonds, die Albrecht-von-Haller-Stiftung
der Burgergemeinde Bern, die Burgerbibliothek Bern, die Silva Casa Stiftung und
den Lotteriefonds des Kantons Bern –, die Überlieferungsgeschichte und die Erschlies-
sungsarbeiten. Zudem skizzieren und veranschaulichen sie mit acht farbigen Karten
und Grafiken Umfang, Struktur und Bedeutung der Haller-Korrespondenz.

Die meisten Briefe erhielt Haller aus der Schweiz und Deutschland (je 40 Prozent),
grössere Mengen aus Frankreich (7 Prozent), Italien (6), Grossbritannien (3) und den
Niederlanden (2) sowie viele einzelne aus weiteren 15 Ländern von Spanien bis Russ-
land. Die räumliche Herkunft der Briefe deckte sich nicht mit der verwendeten Spra-
che: Nur knapp 24 Prozent der Briefe waren deutsch verfasst, 38 Prozent französisch,
denn so schrieben auch die wichtigen Genfer und Lausanner Briefpartner sowie die
Berner Verwandtschaft. Die immerhin 21 Prozent lateinisch geschriebenen Briefe
stammten meist aus Italien, aber auch etwa vom schwedischen Botaniker Carl von
Linné oder vom Zürcher Studienfreund Johannes Gessner.

Die Struktur des Briefwechsels hing mit Hallers Laufbahn und Wohnorten eng
zusammen. Dominierten anfangs neben der Familie und Verwandtschaft die Studien-
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kollegen aus Basel und Tübingen, so gewannen in seiner Zeit als Professor in Göt-
tingen (1736–1753) insbesondere die deutschen Vertreter der Gelehrtenrepublik an
Gewicht. Vor allem in der dritten Phase als Berner Magistrat (Grossrat seit 1745,
Salzdirektor in Roche 1758–1764) wird Hallers Brückenfunktion zwischen Deutsch-
land, England und Skandinavien einerseits, Italien, Frankreich und Spanien anderer-
seits deutlich.

Inhaltlich nahmen wissenschaftliche Themen den grössten Raum ein. Es ging da-
bei insbesondere um den Alltagsbetrieb der Gelehrtenrepublik: um Vermittlung von
Pflanzen, Literatur und Adressen, um Empfehlungsschreiben, Gesuche und Gut-
achten, um die Vorbereitung von Publikationen, die Erörterung von gelehrten Kontro-
versen und um Wissenschaftspolitik. Haller war in seinen Gebieten – Botanik, Physio-
logie, Medizin – eine europaweit anerkannte Autorität und wurde dementsprechend
oft um wissenschaftlichen oder ärztlichen Rat gefragt. Doch auch schöngeistige Dis-
kussionen und Gedichte sind im Briefverkehr des Literaten Haller nicht selten. Ein
anderes Themenfeld betraf die ständische Gesellschaft. In diesem von Familienmit-
gliedern, Verwandten und Freunden dominierten Teil der Korrespondenz ging es um
die Position der Familie Haller in Bern, um Heiratspläne, politische Karrieren und
Parteinahmen in innen- und aussenpolitischen Angelegenheiten, wobei sich Haller oft
als Konservativer positionierte – etwa in der Bewertung der Genfer Unruhen oder der
französischen Aufklärung. Schliesslich wird in den Briefen auch Persönliches thema-
tisiert: von selbst beobachteten Gefühlen ist die Rede, von Kindererziehung und Ar-
beitsethos, vom Medikamentenmissbrauch und vom Gesundheitszustand, der in den
letzten vier Lebensjahren immer mehr Raum einnimmt.

Das Repertorium lädt zu weiteren Forschungen nicht nur über Haller und die
Wissenschaftsgeschichte ein, sondern auch über das Funktionieren der Kommunika-
tionsnetze im Zeitalter der Aufklärung. Ihm kommt zweifellos Vorbildcharakter für
andere, noch unerschlossene grosse Briefwechsel zu. Es bleibt zu wünschen, dass die
Haller-Datenbank nun nicht brachliegt, sondern mit denjenigen anderer bedeutender
Korrespondenzen des 18. Jahrhunderts verknüpft werden kann.

Andreas Würgler

Clerc, Nicole: August von Bonstetten 1796–1879. Aus dem Alltag eines Schweizer
Malers. Mit einem Essay von Valentina Anker. Hrsg. von Steffan Biffiger. Bern:
Benteli, 2001. 184 S., ill.

Der Maler August von Bonstetten (1796–1879) war in der Öffentlichkeit bislang
wenig bekannt. Dies hängt damit zusammen, dass sich viele seiner Bilder noch immer
im Besitz der Familie befinden und nicht zugänglich sind. Auch eine Publikation zu
seinem Leben und Werk existierte bisher nicht. Das zweisprachige Buch von Nicole
Clerc erschien aus Anlass der 2001 im Schloss Jegenstorf und in der Zweigstelle des
Schweizerischen Landesmuseums im Schloss Prangins gezeigten ersten Einzelausstel-
lung seit 1885. Die mehrheitlich farbigen Abbildungen des Katalogteils führen einem
vor Augen, dass August von Bonstetten zu den talentiertesten patrizischen Amateur-
künstlern des 19. Jahrhunderts gezählt werden darf. Als Angehöriger der bernischen
Oberschicht schlug er zunächst eine militärische Laufbahn ein. Zwischen 1814 und
1829 hielt er sich in den Niederlanden auf, wo er im Schweizerregiment von Jenner
bis zum Hauptmann aufstieg. 1826 gelangte er in den Grossen Rat des Kantons Bern.
Von 1829 an lebte er auf dem Landgut Sinneringen bei Boll, das sein Vater erworben
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hatte. Eine Ehe ging er nie ein. 1832 nahm er an einem Komplott gegen die liberale
Regierung teil, weshalb er zwischen November 1834 und Januar 1835 im Kerker des
Aarbergertores inhaftiert war. Bonstettens Leidenschaft gehörte freilich nicht der
Politik, sondern der Kunst. Schon als Solddienstoffizier nutzte er jede freie Minute des
Garnisonlebens, um zu zeichnen und zu malen. Nachdem er seinen Abschied erhalten
hatte, widmete sich der Gutsbesitzer ausschliesslich der Malerei und unternahm regel-
mässig Reisen in andere Landesgegenden oder ins Ausland, um dem Alltag in Sinne-
ringen zu entfliehen. Seine geistige Heimat fand der Künstler in Italien, wo er sich gerne
niedergelassen hätte. Zu Hause arbeitete er unermüdlich an seinen Bildern, kümmerte
sich um die Verwaltung des Gutsbetriebs und empfing Besuche von Malerfreunden
oder von Verwandten. So weilte 1822 Karl Viktor von Bonstetten (1745–1832) in
Sinneringen.

Die Autorin stützt sich in ihrer Darstellung zur Hauptsache auf das Tagebuch, das
ihr Vorfahre August von Bonstetten zwischen 1816 und 1878 führte. Die heute in
der Burgerbibliothek Bern deponierten 11 Bände und 163 Hefte mit einem Gesamt-
umfang von gegen 6000 Seiten, die einen minutiösen Einblick in das Alltagsleben
und das Selbstverständnis eines Berner Patriziers des 19. Jahrhunderts bieten, wären
eine historisch-kritische Edition wert. Nicole Clerc hat sich leider mit Auszügen
in französischer Übersetzung begnügt. Valentina Anker, eine Spezialistin für die
schweizerische Malerei des 19. Jahrhunderts, beschäftigt sich in ihrem Essay mit der
kunstgeschichtlichen Einordnung des malenden Amateurs. Bonstetten war einer-
seits von den Berner Kleinmeistern beeinflusst, andererseits näherte er sich den
Genfer und Neuenburger romantischen Landschaftsmalern an. Seine Gemälde mit
Motiven aus Sinneringen, den Schweizer Alpen oder der römischen Campagna, die
durch die Liebe zum Detail auffallen, überarbeitete er ständig. Seinem Tagebuch
vertraute er an: «Die Malerei ist eine ‹cujonada›, aber gerade diese Qual ist es, was
an ihr Freude macht, denn sie ist ein Kampf. [...] Was ich heute mache, gefällt mir
vielleicht morgen nicht» (S. 113). 1876 besuchte ihn Albert Anker (1831–1910), der
sich lobend über seine Bilder äusserte. Verschiedene Unschönheiten im Text, die sich
durch ein sorgfältigeres Lektorat hätten vermeiden lassen, deuten darauf hin, dass
das Buch unter Zeitdruck entstanden ist. Angeführt seien nur die mehrmalige Ver-
wechslung des 19. mit dem 20. Jahrhundert (S. 24, 59, 84) oder das Fehlen von
Wörtern (S. 111: seine Freunde [versuchten] ihn davon abzubringen). Auch einige
inhaltliche Schnitzer sind der Verfasserin unterlaufen. So war Karl Viktor von Bon-
stetten 1822 nicht «Oberamtmann von Nyon» (S. 53). Doch insgesamt handelt es
sich um Kleinigkeiten, welche den positiven Eindruck, den man nach der Lektüre
dieser Monografie hat, nicht zu trüben vermögen. Nicole Clerc ist dafür zu danken,
dass sie es ermöglicht hat, das Werk eines zu Unrecht vergessenen Berner Künstlers
kennen zu lernen.

Andreas Fankhauser

Germann, Georg (Hrsg.): Riviera am Thunersee im 19. Jahrhundert. Bern: Stämpfli,
Gesellschaft für Schweizerische Kunstgeschichte, 2002. 216 S., ill.

Berner und Schweizer Patrizier sowie ausländische Adelige bewohnten und gestalteten
im 19. Jahrhundert Schlösser und Gärten am Thunersee, darunter die Schadau bei
Thun, die verschwundene Chartreuse, die Hünegg bei Hilterfingen und den ehemali-
gen Landvogteisitz Oberhofen. Diese Landsitze stehen im Mittelpunkt des grossarti-
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gen Bandes, den Georg Germann, ehemaliger Direktor des Bernischen Historischen
Museums, und die Gesellschaft für Schweizerische Kunstgeschichte herausgegeben
haben. Die Porträts dieser vier Landsitze stehen stellvertretend für viele andere. An
ihren Schicksalen wird exemplarisch dargestellt, wie sich die Thunerseegegend zur
«Riviera» entwickelte, zur dauernden oder saisonalen Wohnstätte von einheimischem
und ausländischem Adel sowie zum Reiseziel von Literaten, Malern, Gelehrten und
Musikern. Die Darstellungen und Berichte dieser Personen schufen erst das romanti-
sche Bild des Berner Oberlandes, das Grundlage der heutigen Tourismusregion ist.

Von Georg Germann stammt die umsichtige Einleitung ins Thema und eine um-
fassende Darstellung und Deutung des Wocher-Panoramas in Thun. Es ist 1808–1814
in Basel entstanden. Wocher selbst stellte es bis zu seinem Tod 1830 dort aus. Es ge-
hört nicht zu den grossen europäischen Panoramen des 19. Jahrhunderts, spielte aber
eine wichtige Rolle in der Propagierung der Thunersee-Riviera.

Die Chartreuse bei Hünibach, ursprünglich im Besitz des Klosters Interlaken,
wurde 1896 von Freiherr Moritz Kurt von Zedtwitz und seiner Frau erworben, die
oberhalb der alten Chartreuse einen prunkvollen Neubau im Stil der nordischen
Renaissance ausführen liessen. 1933 wurde der Palast von einem Konsortium erwor-
ben, des Mittelbaus beraubt, der Park parzelliert, mit Einfamilienhäuschen überbaut
und die Palastruine schliesslich abgebrochen. Dieses unrühmliche Ende des ge-
schichtsträchtigen Landsitzes führte zur Gründung des Uferschutzverbandes Thuner-
und Brienzersee, in dessen Jahrbuch von 1954 Adolf Schaer-Ris erstmals das Schicksal
der Burgen und alten Landsitze am Thunersee in einer Gesamtschau darstellte und
einen eindringlichen Appell zu ihrer Erhaltung lancierte. Allerdings waren die Bauten
des 19. Jahrhunderts für Schaer-Ris Fremdkörper in der Thunerseelandschaft: «Eine
aus der Landschaft protzig herausgefallene Architektur, gemischt aus englischer Tu-
dorgotik und französischer Frührenaissance», war zum Beispiel seine Beurteilung der
Schadau.

Der Schadau sind zwei ausgezeichnete Beiträge von Johanna Strübin Rindisbacher
gewidmet. Im ersten wird die Bauherrenfamilie de Rougemont vorgestellt, die zu
den interessantesten Familien gehört, die sich an der Thunersee-Riviera aufgehalten
haben. Sie stammten aus Neuenburg, waren später in Murten und Bern verburgert,
machten ihr sagenhaftes Vermögen mit Bankgeschäften in Paris, betätigten sich als
Mäzene und Sammler und setzten mit der mondänen neuen Schadau Massstäbe für
das internationale adelige Milieu, das sich am Thunersee mit Residenzen etablierte.
Die heutige Schadau steht an Stelle des 1638 von Franz Ludwig von Erlach erbau-
ten Schlosses, das 1837 von Abraham Denis Alfred de Rougemont erworben und
1847–1852 durch einen prunkvollen und teuren Neubau im «französischen Stil»
ersetzt wurde. Im zweiten Beitrag klärt Strübin Rindisbacher die vertrackte Projek-
tierungs- und Baugeschichte und kann aufgrund von bisher unbekannten Plänen und
Materialien die Ansicht korrigieren, wonach der Pariser Architekt Pierre-Charles
Dusillion die Schadaupläne gezeichnet habe. Tatsächlich stammt der Entwurf vom
Neuenburger Architekten James Victor Colin.

Georg Germann stellt das Schloss Oberhofen vor, das heute eine Filiale des Berni-
schen Historischen Museums ist. Das Schloss war 1652–1798 bernischer Vogteisitz,
ging 1801 an die Thuner Knechtenhofer, eine aufsteigende Bürgerfamilie, die wenig
später Entscheidendes zum Aufschwung des Riviera-Tourismus beitrug. Sie retteten
das Schloss Oberhofen vor dem Abriss. 1844 wurde es an die Grafen von Pourtalès
verkauft. Am Umbau des alten Landvogteisitzes zum historisierenden Wohnschloss
des 19. Jahrhunderts war auch James Victor Colin, der Architekt der Schadau, betei-
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ligt. Germann rekonstruiert minutiös die Umbaugeschichte von Oberhofen, vor allem
anhand der Akten des Schlossarchivs.

Franziska Kaiser stellt die Hünegg vor, die keinen Vorgängerbau hatte. Ein histo-
rischer Bezug zur Thunerseegegend wurde glücklich gefunden, als bei der Vorbe-
reitung des Terrains für den Bau 1860 bronzezeitliche Gräber entdeckt wurden, die
man damals als «Hünengräber» bezeichnete. Die irrige Ansicht, die Pläne für den
Schlossbau seien von Pariser Architekten ausgearbeitet worden, hielt sich sehr lange.
Der Architekt Heino Schmieden (1835–1880) stammte jedoch aus Berlin. Die örtliche
Bauleitung übte der Thuner Friedrich Hopf (1817–1883) aus, der Verbindungen zur
Berliner Schinkel-Schule hatte.

Alle vier vorgestellten Landsitze verfügen über grossartige Parkanlagen, die auf das
Repräsentationsbedürfnis der neuenburgisch-preussischen Familien am Thunersee
zurückgehen. Sie werden im vorliegenden Band erstmals kompetent durch den Gar-
tenhistoriker Steffen Roth beschrieben. Er beschreibt die Anlage der Gärten, zeichnet
ihre Entwicklung nach und macht die höchst interessanten in- und ausländischen
Stileinflüsse deutlich. Mit diesem Einbezug der Gartenanlagen werden die Landsitze
auch als das ins Licht gerückt, was sie sind: Gesamtkunstwerke, die in Lage, Architek-
tur, Ausstattung und Parkumgebung aufs Intensivste ihre Zeit spiegeln.

Unzählige illustre Gäste suchten an der Thunersee-Riviera Erholung, bereicherten
das gesellschaftliche Leben und liessen sich zu künstlerischen Werken inspirieren. Um
nur einige Namen in Erinnerung zu rufen: Kleist, Schopenhauer, Madame de Staël,
Lord Byron und William Turner. Sie dürfen in diesem Band nicht fehlen, und es war
eine gute Idee, stellvertretend für viele andere, die Aufenthalte der Musikerfamilie
Spohr am Thunersee im Sommer 1816 und im Frühling 1817 zu schildern. Der Geiger,
Komponist und Dirigent Louis Spohr (1784–1859) reiste zwischen 1807 und 1820
an der Seite seiner ersten Frau, der Harfenistin und Pianistin Dorette Scheidler, durch
ganz Europa und war bis in die 1840er-Jahre einer der berühmtesten Musiker seiner
Zeit. Danach geriet er in Vergessenheit. Heute erfreuen sich seine Kompositionen
wieder grösserer Wertschätzung. Brigitte Bachmann-Geiser zeichnet anhand der Auto-
biografie Spohrs die Aufenthalte mit seiner Familie im Haus «auf der Egg» bei Thier-
achern nach.

Hans-Anton Ebener stellt die Geschichte der Dampfschifffahrt auf den Oberländer
Seen dar. Das Dampfschiff war vor der Eisenbahn das einzige Transportmittel, das
Reisende in grösserer Zahl und in angemessener Zeit transportieren konnte. Deshalb
ist der Aufschwung des Fremdenverkehrs aufs Engste mit diesem Transportmittel
verbunden, umso mehr als die linksufrige Thunerseestrasse erst zwischen 1830 und
1840 durchgehend bis Interlaken ausgebaut und die rechtsufrige sogar erst nach 1870
erstellt wurde.

Einen äusserst wertvollen Beitrag leistet der bekannte Fachmann für Hotelbauten,
Roland Flückiger-Seiler. Er würdigt Thun als erstes Zentrum des Berner Oberländer
Fremdenverkehrs, rückt die Leistungen der Familien Knechtenhofer und Rüfenacht
ins Licht und schildert das Ende der Thuner Tourismusblüte, verursacht durch den Bau
der Eisenbahnen, die den Umschlagplatz Thun obsolet machten. In Text und Bildern
werden dann die wichtigsten Hotelbauten an der rechtsseitigen «Riviera» von Thun
über Hilterfingen, Oberhofen, Gunten/Sigriswil, Merligen bis Beatenberg vorgestellt.
Eine praktische Übersichtstabelle rundet den Beitrag ab.

Das schöne Werk ist auch eine Hommage an jene, die mitgeholfen haben, das
bedeutende Kulturerbe der «Thunersee-Riviera» zu erhalten. Die Publikation basiert
auf wissenschaftlichen Recherchen und enthält auch eine ausgezeichnete Bibliografie.
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Alle Beiträge sind leicht lesbar und der ganze Band ist überdurchschnittlich schön
illustriert und gestaltet. Kurz: ein Buch, in das man sich vertiefen kann, um sich zu
informieren oder um sich an den Bildern zu erfreuen.

Christoph Zürcher

Melchnau auf dem Weg. 900 Jahre Melchnau. Red.: Lukas Wenger et al. Langenthal:
Merkur, 2000. 172 S., ill.

Die rund 1600 Einwohnerinnen und Einwohner zählende Oberaargauer Gemeinde
Melchnau wurde um das Jahr 1100 im «Liber Heremi» des Klosters Einsiedeln anläss-
lich einer Schenkung erstmals erwähnt. Zu diesem «Jubiläum» erarbeitete eine rührige
Redaktionsgruppe unter der Leitung von Lukas Wenger eine Ortsgeschichte nach
einem ungewöhnlichen, sehr ansprechenden und originellen Konzept. In geschichtli-
cher Erzählung, wissenschaftlicher Erläuterung und reichem Bild- und Kartenmaterial
unternehmen die Verfasser und die Verfasserin in 19 Etappen einen Gang durch die
Gemeinde, den die Leserschaft – mit dem Buch in der Hand – in Wirklichkeit oder
bequem zu Hause im Lehnstuhl nachwandern kann. Wegweiser am Schluss jedes
Kapitels weisen zur nächsten Station der Wanderung. Erstaunlich, wie viele und wie
vielfältige Themen sich in diesem Konzept aneinander reihen liessen: Burgergemeinde,
Strassenbau, Badeanstalt, ein Jodlerkomponist (Paul Müller-Egger), Kirche und Pfar-
rei, das Wirken der «Gemeinnützigen Industrie-Gesellschaft für die Armen zu Melch-
nau», die Besenbinderei (ein Markenzeichen Melchnaus, im Volkstheaterstück «Die
Besenbinder von Melchnau» von G. Reusser thematisiert), Güterzusammenlegung,
Teppichweberei, Holzschuhfabrikation, der Industrieverein, der 1871 zur Förderung
der Strohflechterei gegründet wurde, die Geschichte des «Bären», der zum «Löwen»
mutierte, die Biografie des Jakob Käser, der 1855 die erste Ortsgeschichte verfasste,
Sparkasse, Mühle, Landi, Bahn, Post und Telefon, Öle, Gemeindeverwaltung, Ski-
fabrikation, Schulhaus und Schulgeschichte, internierte Polen und ihr Gedenkbrun-
nen, Käserei und vieles mehr.

Systematik wird nicht angestrebt und beim Lesen auch gar nicht vermisst. Entstan-
den ist ein vergnüglich zu lesender Band, der gut recherchiert ist und auch wissen-
schaftlichen Ansprüchen genügt. Er ist geeignet, Ortsansässigen und Neuzuzügern
die Vergangenheit der Gemeinde und deren Hineinwirken in die Gegenwart nahe zu
bringen und bewusst zu machen. Ein Orts-, Haus- und Namenverzeichnis erleichtert
die Orientierung im Melchnau-Buch, und ein sorgfältiges und – soweit ersichtlich –
vollständiges Quellen- und Literaturverzeichnis ermöglicht das tiefere Eindringen in
die Geschichte der Gemeinde. Ein Glücksfall war es, dass seit 1973 eine Museums-
kommission unter der Leitung der ehemaligen Zivilstandsbeamtin und Mitverfasserin
dieses Buches, Heida Morgenthaler, systematisch Akten, alte Fotos und andere Dinge
gesammelt hat, die nun als Material für die Ortsgeschichte zur Verfügung standen.

Der Geschichtsweg beginnt und endet auf dem Schlossberg, auf dem die Ruinen der
Burgen Grünenberg und Langenstein stehen. Sie sind Kristallisationspunkte der Be-
schäftigung mit Geschichte und Archäologie im Raum Melchnau. Eine erste Grabung
von 1848/49 förderte die Burgkapelle zutage mit einem verzierten Plattenboden. Um
1990 nahmen sich archäologisch interessierte Idealisten der Ruine an, gründeten die
Stiftung «Burgruine Grünenberg», bald ergänzt durch einen Unterstützungsverein.
Bis 1998 sicherten sie mit Hilfe der Fachstellen von Bund und Kanton, von Burger-,
Einwohner- und Kirchgemeinde die Burganlage, gleichzeitig erforschten sie die Burg
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und machten sie dem Publikum zugänglich. Melchnau wurde dadurch zu einem klei-
nen Zentrum der Burgenkunde. Eine Ausstellung im Melchnauer Gasthof «Löwen»
machte im Jubiläumsjahr 2000 die Forschungsergebnisse der Öffentlichkeit zugäng-
lich. Heute existiert unter www.gruenenberg.ch eine von Lukas Wenger gestaltete und
betreute Website zur Anlage Grünenberg, die als Ergänzung zum vorliegenden Band
sehr zu empfehlen ist.

Christoph Zürcher

Rauscher, Heinz: Pieterlen und seine Nachbarn. 2000 Jahre Geschichte und Geschich-
ten. Band I: Von den Helvetiern bis zu den Bellelaymönchen. Büren a.A.: Vereinigung
für Heimatpflege Büren, 2002 (Hornerblätter, 2002). 120 S., ill.

Pünktlich zu Anfang Februar gibt die rührige Bürener Vereinigung seit langen Jahren
ihre «Hornerblätter» heraus, die jeweils einem bestimmten Thema aus der Ortsge-
schichte, der lokalen Geografie oder Naturkunde, kurz einem heimatkundlichen Ein-
zelthema, gewidmet sind. Die Jahresbände werden in einer Auflage von 1000 Exemp-
laren gedruckt und können auf ein treues Lesepublikum, vor allem in der eigenen
Region, zählen. Der diesjährige Band fällt insofern etwas aus der Tradition heraus, als
er den ersten Teil einer auf mindestens zwei Bände angelegten Überblicks-Ortsge-
schichte darstellt. Der Verfasser, Heinz Rauscher, als Geschichts- und Geografielehrer
an der Sekundarschule Pieterlen seit langem als ausgewiesener Kenner und Erforscher
der Lokalgeschichte bekannt, schlägt im vorliegenden Band in acht Kapiteln den
Bogen von den Helvetiern bis zum ausgehenden Mittelalter. Dabei holt er weit aus und
bettet die Geschichte der Gemeinde Pieterlen geschickt und überzeugend in die allge-
meine europäische Geschichte ein, die ja letztlich den Gang der Geschehnisse auch in
den kleinräumigen Einheiten peripherer Räume bestimmte. Dabei wird auch das Netz
der regionalen Nachbarn nicht vergessen: Basel, Biel, Büren, Bellelay liegen so gut im
Blickfeld wie Rüti, Büren, Nidau oder Savoyen. In schöner Ausgewogenheit finden
wir Überblicksdarstellungen zur Geschichte der deutschen Könige, der Habsburger,
daneben Kapitel zur Besiedlungsgeschichte des Raumes von Pieterlen, Geschichten
von Kirchen und Klöstern, Familiengeschichten lokaler Adelsfamilien und, besonders
wertvoll, viel Rechts-, Wirtschafts-, Sozial- und Mentalitätsgeschichtliches: etwa zur
Lage der Bauern, zu Wohnen, Essen und Kleidung, Sprache und Sprachgrenze, zu
Religiosität und Jenseitsvorstellungen, zu Herrschaftsformen und Lehenswesen usw.
Gerade diese Kapitel lassen Geschichte anschaulich, lebendig und fassbar werden. Der
flüssig geschriebene, konzise und angenehm straffe Text (der Band ist 120 Seiten
schlank) wird ergänzt durch zahlreiche, sehr geschickt ausgewählte farbige Illustratio-
nen, Pläne und Karten und ein kleines Begriffslexikon zu einem spätmittelalterlichen
Kaufvertrag. Sehr nützlich ist auch das sorgfältige Register der Sachbegriffe, Perso-
nen- und Ortsnamen. Wer sich als interessierter Laie über die Lokalgeschichte von
Pieterlen informieren und ein kleines Repetitorium der allgemeinen Geschichte absol-
vieren will, greift mit Gewinn zu dieser Schrift. Sie eignet sich auch ausgezeichnet als
Lektüre für Schülerinnen und Schüler und als Unterrichtsvorbereitung für Lehrkräfte.
Die beigefügte beachtenswerte Bibliografie ermöglicht einen Blick in die Werkstatt des
Autors und ermuntert Interessierte zum Einstieg in die wissenschaftliche Literatur und
in die Quellen zu dieser lokal- und regionalgeschichtlichen Arbeit.

Christoph Zürcher
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Museum für Kommunikation (Hrsg.): Walkenmatt. Briefe aus dem Diemtigtal,
aus Russland und Amerika 1890–1946. Zürich: Chronos, 2001 (Schriftenreihe des
Museums für Kommunikation). 463 S., ill.

Mitten im Diemtigtal oberhalb von Oey, auf der Schattseite, steht ein Bauernhaus, die
Walkenmatt. Sie ist der Familiensitz einer Bauernfamilie und der Dreh- und Angel-
punkt eines ausführlichen Briefkontakts unter den Angehörigen der Familie um
Susanne Hiltbrand-Dubach (1842–1918). Die drei Redaktoren (Susanna Reinhart-
Probst, Rudolf Probst und Edwin Pfaffen) haben zahlreiche Briefe der Familie Hilt-
brand-Dubach aus gut 50 Jahren lektoriert, zum Teil aus dem Russischen transkribiert
und 300 davon in diesem schön gestalteten Buch vereint. Sie zeichnen damit ein
naturnahes, authentisches Bild der Lebenssituation einer Bauernfamilie im ausgehen-
den 19. und in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts.

Die Familienmitglieder lebten weit verstreut in der Schweiz und zwei davon im
Ausland: Zahlreiche Briefe wurden in Russland – wohin einer der Söhne ausgewandert
war – und in den Zwanzigerjahren auch in den USA verfasst und erzählen dadurch viel
über das Schicksal der ausgewanderten Schweizer.

Das Buch hat mehrere Stärken: Einerseits bringt es der Leserschaft eine heute leider
fast vergessene Briefkultur zum Leben. Briefe schreiben war vor gut 100 Jahren für die
meisten Menschen die einzige Möglichkeit, sich über grosse Distanzen auszutauschen.
So enthalten viele Briefe einfache Neuigkeiten und Klatsch der vergangenen Wochen.
Aus zahlreichen Bemerkungen geht hervor, dass die Briefe aus der Fremde beispiels-
weise unter den Familienangehörigen im Berner Oberland weitergereicht und zum Teil
sogar abgeschrieben wurden: «Lege auch ein paar Zeilen bei, damit Ihr sehen könnt,
dass ich noch lebe» (S. 199) oder «Sende dir den letzten Russlandbrief, flüchtig abge-
schrieben, wir hatten lange gar nicht bei Hause, er war in Thun und jetzt will ihn der
Vater auch noch lesen, sonst hätte ich ihn Dir beigelegt» (S. 62).

Gleichzeitig ist die Briefsammlung ein schönes Beispiel dafür, was die in der letzten
Zeit so oft zitierte Oral History leisten kann: Wer heute diese Briefe liest, erfährt sehr
direkt und ungefiltert die Probleme, Sorgen und Freuden der damaligen Zeit. So
schreibt beispielsweise die Tochter Rosa im Dezember 1900 an ihre Schwester: «Etwas
Neues will ich Dir anzeigen, nämlich, dass es einen Gesangsverein gibt bei uns, [...] wo
wir dann am nächsten Sonntag mit dem Gesang beginnen werden zur Woche einmal.»
Im Weiteren zählt sie auf, wer in diesem Chor mitmacht und wie sie sich anstellen beim
Singen (S. 79).

Dank des Umstandes, dass einige der jüngeren Generation ihre Heimat verlassen
haben, um in Russland und später in den USA ihr Glück zu versuchen, erfahren wir
einiges über die Lebensgewohnheiten und Abenteuer der Ausgewanderten. Die Briefe
aus der Schweiz hingegen schildern uns Interessantes über anstehende Ernten, Heira-
ten, uneheliche Geburten, Feste und Bräuche, kurz das alltägliche Leben in der dama-
ligen Zeit. Die meisten Briefe spiegeln die Lebensläufe und Schicksale der Familienan-
gehörigen, die im überwiegenden Teil unspektakulär verlaufen. Historische Ereignisse
werden nur ganz am Rande gestreift, die Briefsammlung ist somit wirklich ein Beitrag
zur Alltagsgeschichte. Formal sind die Briefe nur sehr leicht überarbeitet worden, die
Orthografie wurde in den allermeisten Fällen wie im Original belassen, Erklärungen
in Form von Randnotizen erleichtern das Verstehen von speziellen Ausdrücken sehr,
verfälschen aber gleichzeitig die Originalität der Dokumente nicht.

Im Anhang liefern zwei Artikel von Edwin Pfaffen und Rudolf Probst wissenschaft-
liche Grundlagen zu den historischen Gegebenheiten respektive zur Briefkultur im
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Allgemeinen. Rudolf Probst gibt dabei auch eine gute und kurze Zusammenfassung
des Lebens der Grossfamilie Hiltbrand-Dubach. Es lohnt sich, diesen Artikel als Ein-
stiegslektüre zu den Briefen zu wählen. Ein Personenverzeichnis mit Stammbaum
sowie ein Glossar mundartlicher Wendungen und Fachausdrücke bilden weitere
Lesehilfen.

Bettina von Greyerz

Küchli, Christian; Stuber, Martin; Atelier Marc Zaugg: Wald und gesellschaftlicher
Wandel. Erfahrungen aus den Schweizer Alpen und aus Bergregionen in Ländern des
Südens. Bern: Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit DEZA, Bundesamt
für Umwelt, Wald und Landschaft BUWAL, 2001. CD-ROM mit rund 600 Bildern,
Text und Ton.

Die Geschichte des Waldes in der Schweiz ist eine Erfolgsgeschichte. In den Zeiten des
Liberalismus Mitte des 19. Jahrhunderts war er in Gefahr durch Übernutzung. Ange-
regt durch verantwortungsbewusste Fachleute wurde er vor 125 Jahren durch den
Bund unter Schutz der Allgemeinheit gestellt und hat sich bis heute auf 160 Prozent
des Umfangs von 1862 vergrössert. Es ist darum nahe liegend, das Beispiel Schweiz
gründlicher zu analysieren und zu überlegen, ob die hier gemachten Erfahrungen des
19. und 20. Jahrhunderts nicht vielleicht in anderen Gebieten der Erde, wo der Wald
heute ähnlichen Gefahren ausgesetzt ist wie bei uns Mitte des 19. Jahrhunderts, helfen
könnten, Probleme um die Waldnutzung zu verstehen und zu lösen.

Beim genaueren Betrachten stellt man tatsächlich fest, dass sich Konfliktmuster,
Ansprüche und Nutzungsmethoden im Bereich des Waldes in der ganzen Welt ähneln.
Deshalb ist der Gedanke, aus der Geschichte zu lernen, vielleicht nicht so abwegig.
Könnte die historische Situation im Norden (hier das Beispiel des Kantons Bern) mit
Einschränkungen dazu dienen, die aktuelle, Menschen und Natur bedrohende Situa-
tion im Süden besser zu meistern? Die Autoren rollen die Geschichte des Berner Waldes
facettenreich und mit viel Bildmaterial ergänzt auf und stellen sie in Bildpaaren den
aktuellen Verhältnissen in der Dritten Welt gegenüber, wo heute noch die Hälfte des
Waldes steht. Besonders das Himalaya-Gebiet dient dabei als Referenzraum für Ver-
gleiche. Die politischen und administrativen Weichenstellungen sowie die technischen
Massnahmen, die beispielsweise der Staat Bern im 18., 19. und 20. Jahrhundert an die
Hand nahm, könnten vielleicht die Situation in Nepal und anderswo verbessern,
obwohl natürlich klar ist, dass die Vergangenheit im Alpenraum nicht die Zukunft für
andere Länder sein kann.

Die Forstgeschichte Berns und der Schweiz ist ein faszinierender Spiegel der Gesell-
schaft im Solar-, Kohle- und Erdölzeitalter mit dem scheinbaren Happy End für den
Wald. Die zwischenzeitlich verloren gegangene Nachhaltigkeit, heute multifunktional
verstanden, scheint im Moment gesichert. Dazu brauchte es aber Zeit, von der Bevöl-
kerung akzeptierte gesetzliche Grundlagen, die Überwindung lokaler Widerstände,
die Anerkennung der Forstpolizei als Berater und nicht als Gegner sowie Alternativen
zum Holz als Brenn- und Baustoff. Schweizerinnen und Schweizer verfügen seit
50 Jahren über solche Materialien und verzichten darum gerne aus Gründen der Kos-
ten und der Bequemlicheit auf Holz, auch wenn diese Alternativen ökologisch nicht
sinnvoll sind. In diesem Punkt ist unsere Geschichte für den Süden sicher nicht nach-
ahmenswert.
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Die CD-ROM zeigt auch diese Aspekte und nicht nur die rühmlichen Seiten in
kurzen, vertiefenden Kapiteln zur Forstgeschichte des 18. Jahrhunderts bis heute. Sie
umfasst 25 Kapitel zur Solarenergiegesellschaft bis 1850, 15 Kapitel zur Kohlegesell-
schaft 1850–1950, acht Kapitel zur Erdölgesellschaft nach 1950 und drei Kapitel zur
Gesellschaft mit erneuerbaren Energien und verhilft so zu differenzierter Auseinander-
setzung mit dem Thema. Die Publikation ist im Auftrag der DEZA zuerst in englischer
Sprache für eine UNO-Konferenz für nachhaltige Entwicklung im Jahr 2000 entstan-
den. Zum 125-Jahr-Jubiläum des Eidgenössischen Forstpolizeigesetzes ist die CD-
ROM auch in einer deutsch- und einer französischsprachigen Ausgabe erschienen,
die gratis beim BUWAL bezogen werden kann.

Walter Thut

Müller, Verena E.: Bewegte Vergangenheit. 20 Jahre Archiv zur Geschichte der schwei-
zerischen Frauenbewegung. Hrsg. von Marthe Gosteli. Bern: Stämpfli, 2002. 99 S., ill.

Das Gosteli-Archiv in Worblaufen, das Dokumente zur Geschichte der schweizeri-
schen Frauenbewegung sammelt, erschliesst und aufbewahrt, feiert in diesem Jahr
seinen 20. Geburtstag. Zu diesem Jubiläum war in der Stadt- und Universitätsbiblio-
thek Bern eine ausgesprochen interessante Ausstellung mit etlichen Perlen aus dem
Archiv zu sehen. Über dessen Geschichte erschien zudem ein Buch. Auf den ersten
Blick wirkt dieses wie eine etwas überdimensionierte Werbebroschüre mit teilweise
spannenden Illustrationen, die aber nur in einem lockeren Zusammenhang mit dem
Text stehen. Bei näherem Hinsehen entdeckt die Leserin jedoch zahlreiche Informa-
tionen über Entstehung, Bestände und das Umfeld des Archivs sowie zur Person der
Gründerin. Ohne das Lebenswerk von Marthe Gosteli müssten die Schweizer Frauen
wohl noch heute auf die Sicherung wichtiger Dokumente aus ihrer Vergangenheit
warten! Für Historikerinnen und Historiker, die im Bereich der Frauen- oder Ge-
schlechtergeschichte arbeiten, ist besonders interessant, dass im Buch auch die wich-
tigsten ausländischen Archive zur Frauengeschichte kurz beschrieben werden. Ausser-
dem enthält es eine Auflistung der im Gosteli-Archiv deponierten Archivalien und
Nachlässe, und auch die Bibliothek des Archivs, die über den Online-Katalog IDS
Basel/Bern abfragbar ist, wird vorgestellt.

Anna Bähler

Kaegi, Gabriela; Lanz, Doris; Omlin, Christina (Hrsg.): Berner Almanach Musik.
Bern: Stämpfli, 2001 (Berner Almanach, Band 4). 424 S., ill., 1 CD.

Nach Darlegungen über Kunst, Literatur und Theater rückt im vierten Band der
verdienstvollen Reihe «Berner Almanach» die Musik ins Zentrum. Die Herausgebe-
rinnen versammeln dabei eine Fülle von Informationen zum heutigen Berner Musik-
leben. Den grössten Raum nehmen über 60 Porträts von bekannten und weniger
bekannten Berner Musikerinnen und Musikern ein – jeweils flankiert durch aussage-
kräftige Schwarzweissaufnahmen. Das Spektrum ist erfreulich breit, keineswegs klas-
siklastig, und zeugt von einer vitalen, zu Neuentdeckung einladenden Musikszene.
Der Band porträtiert Vertreterinnen und Vertreter aus den Bereichen Jazz, E-Musik,
Pop im weitesten Sinne, Weltmusik, Chanson, dazu natürlich zahlreiche Grenzgänger
zwischen den Stilen, aber auch Personen aus dem Umfeld von Musikpublizistik und
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-pädagogik sowie Veranstalterinnen und Veranstalter und auffallend viele Musiker-
dynastien. Die von einem stattlichen Autorenteam verfassten Artikel sind mehrheit-
lich in locker-essayistischem Ton gehalten, ergeben vielfach einfühlsame Bilder, ver-
stellen jedoch bisweilen den Blick auf die im engeren Sinn musikalische Handschrift
der Porträtierten. Vielleicht liegt das auch am Umfang von jeweils zwei Seiten, der zu
lang für ein blosses Schlaglicht und zu kurz für eine eingehende Betrachtung ist. Was
die Auswahl angeht, lässt sich bei Publikationen wie dieser natürlich immer streiten:
über fehlende wie über unnötig aufgenommene Personen oder über den mehr oder
weniger offensichtlichen Berner Bezug. Es ist jedoch schade, dass die Leserschaft
nichts über die Auswahlkriterien erfährt. Der lakonische Hinweis im Klappentext, es
handle sich statt eines Überblicks um einen Einblick, hilft da wenig.

Zwischen den Porträts gibt es immer wieder Gelegenheit, länger bei einem Thema
zu verweilen. Trotz gewissen inhaltlichen Überschneidungen ist dabei Spannendes zu
erfahren, etwa über die erstaunlich frühe Pflege Neuer Musik im Rahmen der Gatti-
ker-Abende. Zudem enthält der Band erhellende Szeneneinblicke wie zum Beispiel
über Ethno-Musik oder informative historische Abrisse über Jazz und die Berner
Troubadours. Enttäuschend sind dagegen die Artikel über Pop/Rock. Ferner um-
fasst die Publikation differenzierte und kritische Analysen aus dem Bereich E-Musik
(Sinfonieorchester/Theater, Musikberichterstattung, Kulturförderung; vorzüglich der
Beitrag über die Musikhochschule).

«Klingendes Herzstück», wie es die Herausgeberinnen bezeichnen, ist eine beige-
legte CD mit eigens für den Almanach produzierten Kurzkompositionen. Es ist in der
Tat eine bestechende Idee, Berner Musik nicht nur in Text und Bild zu dokumentieren,
sondern gleichsam sich selbst sprechen zu lassen mit ernsten, fetzigen, lyrischen, an-
spruchsvollen, experimentellen und witzigen Tönen. In der Mitte des Buches findet
sich darüber hinaus Quellenmaterial zu den Almanach-Kompositionen (Skizzen,
Noten). Rätselhaft dagegen ist, weshalb gerade diese Komponistinnen und Kompo-
nisten mehrheitlich nicht von den Porträts erfasst werden und sich mit Kurzbiografien
am Schluss des Bandes begnügen müssen – so wirkt denn die CD doch ziemlich
abgekoppelt vom Buchtext. Überhaupt zeigt sich in der Gliederung eine Schwäche:
Die alphabetische Ordnung der Porträts und die eingestreuten thematischen Beiträge
durchbrechen zwar herkömmliche Schubladisierungen, lassen jedoch die Leserinnen
und Leser, die zu einem Thema oder Genre mehrere Artikel und Porträts konsultieren
wollen, ziemlich orientierungslos.

Jörg Müller

Fuhrimann, Daniel: Wechselklänge. Die Bernische Musikgesellschaft 1960–2000.
Festschrift zum 125-jährigen Bestehen des Berner Symphonie-Orchesters (1877–
2002). Bern: Stämpfli, 2002. 227 S., ill.

Schon Titel und Untertitel dieser wichtigen Publikation zum Berner Konzertleben
verweisen auf den nicht ganz einfachen Zusammenhang zwischen Trägerschaft,
Veranstalter und Klangkörper des Berner Symphonie-Orchesters (BSO): Zum Jubi-
läum des BSO erscheint die jüngste Geschichte der Bernischen Musikgesellschaft
(BMG). Die Verhältnisse waren in der Tat vertrackt: Die 1815 gegründete Vereini-
gung zeichnete schon früh verantwortlich für die Pflege eines kontinuierlichen
Konzertwesens, setzte jedoch mit dem Bernischen Orchesterverein (BOV) 1877 eine
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eigene Trägerschaft ein. Das Berner Stadtorchester wurde lange Zeit vom BOV
verwaltet, die BMG fungierte primär als Veranstalterin sowie als Promotorin der
bernischen Musikausbildung. Das bedeutete umständliche Entscheidungsprozesse
und – etwa für Dirigenten – viele Ansprechpartner. Beredtes Zeugnis davon ist die
Affäre Richter Anfang der 1960er-Jahre. Der von der BMG eigenmächtig als Chef-
dirigent engagierte Karl Richter zog sich noch vor Amtsbeginn vom Vertrag zurück,
und das Verhältnis zwischen BMG und BOV entspannte sich erst mit der Verpflich-
tung Paul Kleckis, mit dem das Orchester einen gewaltigen Aufschwung erlebte.
Doppelspurigkeiten gab es indes auch in der Zeit von Kleckis Nachfolger: Neben
Charles Dutoit wirkte Günter Wand quasi als Hausdirigent der BMG; diese Dirigen-
ten ergänzten sich aber repertoiremässig aufs Beste. Die fällige Fusion zwischen
BOV und BMG gelang 1979, ehe im Zuge der Professionalisierung des Manage-
ments die Stiftung Berner Symphonie-Orchester gegründet wurde und die BMG
fortan als reiner Förderverein fungierte.

Daniel Fuhrimann versteht es bestens, die vereinsgeschichtlichen und verwaltungs-
technischen Rankünen klar und alles andere als trocken darzustellen. Der junge
Musikwissenschaftler und Germanist konnte mit der nötigen Distanz recherchieren
und hatte Zugang zu wichtigen Akten. Er ist stets um ein ausgewogenes Urteil bemüht,
zum Beispiel was das chronisch schwierige Verhältnis zwischen Orchester und Stadt-
theater betrifft oder im Fall des Skandals um einen BMG-Geschäftsführer. Die Verfeh-
lungen – vor allem Veruntreuungen in sechsstelliger Höhe – sind schonungslos dar-
gelegt, aber auch Verdienste werden gewürdigt, wie die Verpflichtung des heutigen
Chefdirigenten Dimitrij Kitajenko.

Die Publikation ist indes viel mehr als eine Vereinsgeschichte: Innerhalb des histo-
rischen Abrisses der BMG öffnet der Autor die Perspektive immer wieder hin zu
künstlerischen Fragestellungen, welche im zweiten Teil auf die Programmpolitik fo-
kussiert werden. Hier zeigt sich eine besondere Tradition im Bereich der Musik der
Moderne, vor allem unter Dutoit und Kitajenko, aber auch international feststellbare
Tendenzen wie die Repertoire-Erosion. Die Ära Maag mündete nicht zuletzt deshalb
in eine Stagnation, weil die schwerpunktmässige Pflege von Musik vor 1800 nurmehr
von Spezialensembles zu leisten ist. Sehr einleuchtend ist die Differenzierung zwi-
schen Musik der Moderne und Neuer Musik, weil der Autor damit die Musik des
20. Jahrhunderts nicht über einen Leisten schlägt und die insgesamt stiefmütterliche
Behandlung zeitgenössischer (und hier insbesondere Schweizer) Musik aufdeckt, aber
auch zu grundsätzlichen Reflexionen über die Situation Neuer Musik im heutigen
Konzertleben führt. In zehn Intermezzi erhalten Zeitzeugen aus Orchester, Verwal-
tung und Publikum die Gelegenheit zur Stellungnahme. Die Publikation erhält da-
durch eine breitere Optik; freilich wird auch klar, dass ansonsten etwas stark der Linie
der einzelnen Dirigenten entlang argumentiert wird.

Aufschlussreiches ist aus Bereichen ausserhalb der Sinfoniekonzerte zu erfahren:
über das Konservatorium, das bis 1988 unter der Ägide der BMG stand, und über
die Kammermusikpflege, wodurch der Weltruhm des Berner Streichquartettes in
den 1970er/80er-Jahren plausibel wird. Besonders spannend sind auch die Aus-
führungen über den Umgang während und nach dem Kalten Krieg mit Musik sowie
Musikerinnen und Musikern aus Osteuropa. Ein ausführlicher Dokumentations-
teil (unter anderem mit einer Liste sämtlicher Orchesterkonzerte der BMG), zahl-
reiche Illustrationen und ein Personenregister runden die sorgfältig edierte Publi-
kation ab.

Jörg Müller
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Fischer, Hermann von: Fonck à Berne. Möbel und Ausstattungen der Kunsthand-
werkerfamilie Funk im 18. Jahrhundert in Bern. Bern: Stämpfli, 2001. 2., korr. Aufl.
2002 (Schriften der Burgerbibliothek Bern). 376 S., ill.

«Fonck à Berne» umschreibt das Wirken einer heute weit über Bern hinaus bekannten
Dynastie von Kunsthandwerkern, die zwischen 1724 und 1811 in Bern tätig waren.
Die Untersuchung, die der langjährige Berner Denkmalpfleger Hermann von Fischer
mit diesem reich illustrierten Band vorlegt, stellt zum ersten Mal in diesem Umfang das
Werk des Ebenisten Mathäus Funk (1697–1783), des Uhrmachers Daniel Beat Lud-
wig Funk (1726–1787), des Bildhauers und Bildschnitzers Johann Friedrich Funk I
(1706–1775), des Bildhauers Johann Friedrich Funk II (1745–1811), des Seiden-
webers und Rahmenvergolders Johann Peter Funk (1711–1771) sowie des Bildhauers
und Kunsthändlers Sigmund Emanuel Funk (1722–1781) vor. Sie knüpft an die vom
gleichen Verfasser 1961 vorgelegte Publikation «Die Kunsthandwerker-Familie Funk
im 18. Jahrhundert in Bern», erschienen in der Reihe der Berner Heimatbücher, und
den Katalog zur Ausstellung im Schloss Jegenstorf «Die Familie Funk – Berner Kunst-
handwerker des 18. Jahrhunderts» an und zeigt, dass das Interesse des Autors an der
Erforschung der Familie Funk lebendig geblieben ist.

Dank einer fundierten Ausbildung, die ihn bis nach Paris geführt hatte, fand Mat-
häus Funk in Bern gute Voraussetzungen für den Beginn einer erfolgreichen Karriere.
Rasch erhielt Funks überragendes Talent bei der Berner Oberschicht die nötige Aner-
kennung, was den Umstand wettmachte, dass er nicht in Bern geboren war. 1724
erwirkte Mathäus Funk von der Burgerkammer die Zustimmung für die Niederlas-
sung in Bern und schuf damit sich und seinen Nachkommen die Voraussetzung für eine
einträgliche Tätigkeit. Hermann von Fischer kann für seine Forschungsarbeit eine
grosse Anzahl ungedruckte und gedruckte Quellen heranziehen, die er im Anhang
auflistet. Als besonderer Glücksfall für die Möbelforschung darf das Auffinden von
Inventaren gewertet werden, wie das Nachlassinventar von Mathäus Funk von 1783
mit Angaben über den Rest des Warenlagers seiner Ebenistenwerkstatt oder der Ver-
kaufsvertrag zwischen Johann Friedrich Funk I und Johann Friedrich Funk II von
1775 sowie die Notizen des Jeremias Wildt-Socin von 1764–1776, die Auskunft geben
über Masse von Spiegeln, die Farben von Kamineinfassungen, Marmorplatten und die
Standorte von Mobiliar für die Ausstattung im Wildt’schen Haus am Petersplatz in
Basel.

Die monografische Darstellung der sechs Künstler Funk stützt sich auf diese fun-
dierten Quellenkenntnisse, die in Archiven von Bern, Oberdiessbach, Genf, Cha-
vannes-près-Renens und Basel gewonnen wurden. Aufgrund archivalisch gesicherter
Beispiele entwickelt von Fischer eine sorgfältig erarbeitete, mit Farbaufnahmen doku-
mentierte stilistisch-chronologische Darstellung der Objekte, die er nach Typen glie-
dert. Daran schliesst der schwarzweiss bebilderte Katalogteil an mit einer Auswahl
aus der Produktion der einzelnen Familienmitglieder, die aufgrund von formalen
Kriterien oder übereinstimmenden Materialien zugeschrieben werden. Ausgewählte
Objektgruppen werden mit schematischen Skizzen zu technischen Details ergänzt, die
für sie typisch sind. Dabei steht das Schaffen von Mathäus Funk und Johann Friedrich
Funk I sowie Johann Friedrich Funk II im Vordergrund.

Im reich illustrierten Anhang werden die originalen Musterplättchen der in der
Marmorsäge von Johann Friedrich Funk II verarbeiteten Marmorarten veröffentlicht,
eine Auswahl von typischen Beschlägen abgebildet sowie eine Serie von Eisenschlüs-
seln vorgestellt. Es folgt die Darstellung von Augsburger und Herrnhuter Buntpapie-
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ren für die Auskleidung von Kommodenschubladen. Die sorgfältige Erfassung und
Beschreibung dieser Materialien ist schon deshalb von grossem Nutzen, weil gerade
die Buntpapiere im Schubladeninnern von Kommoden dem Wandel von Geschmack
und Funktion besonders stark unterworfen sind und oft verloren gehen. Dabei stellen
sie häufig ein nützliches Hilfsmittel für die Zuschreibung von Objekten dar, ähnlich
wie andere vergängliche Materialien, denen in monografischen Darstellungen zum
Möbelhandwerk oft zu wenig Beachtung geschenkt wird. Für immer verloren sind oft
die textilen Materialien, wie beispielsweise die Polsterung und der Bezug von Stühlen.
Vor allem der Bezug wurde im 18. Jahrhundert häufig höher gewertet als das kostbar
gefasste oder vergoldete Holz des Sitzmöbels, ähnlich wie feuervergoldete Bronzen
zuweilen den grösseren Kostenfaktor darstellten als die Kommode selbst. Auch in der
vorliegenden Untersuchung würde eine Analyse der Objekte, die über eine präzise
Bestimmung der Holzarten und der verwendeten Materialien hinaus auch technische
Einzelheiten detaillierter dokumentiert, zusätzliche Einsichten über Werkgruppen
und den Werkstattbetrieb erlauben und sowohl Datierungen wie auch Zuschreibun-
gen erhärten helfen.

Das Buch ist als Ergebnis einer 40-jährigen Forschungstätigkeit Ausdruck einer
eindrücklichen Vertrautheit mit dem ausgebreiteten Material, das mit gegen 300 Ka-
talognummern eine grosse Vielfalt an Objekten umfasst. Mit der Untersuchung zur
Kunsthandwerker-Dynastie Funk liegt nicht nur ein Standardwerk zur Berner Möbel-
produktion vor, sondern es ist jetzt auch eine Voraussetzung geschaffen, die zu wei-
terer Forschungsarbeit auf dem Gebiet schweizerischer Möbel und Raumausstattun-
gen ermutigt. Nach wie vor bleiben die Verbindungen zu Paris und Deutschland und
damit auch deren Bedeutung als Quelle für künstlerische Anregungen und als Ort für
den Bezug von Materialien, wie Edelhölzer, Schildpatt oder feuervergoldete Bronzen,
weitgehend im Dunkeln. Beziehungen zur Herrnhutergemeinde Neuwied und zur
Werkstatt der Ebenisten Abraham und David Röntgen sowie eine vertiefte Unter-
suchung zur Organisation des Werkstattbetriebes und zu zusätzlichen Absatzmärkten
bilden interessante Ansätze für weitere Forschungen.

Henriette Bon
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